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Vorbemerkungen 

Diese Praxishilfe wurde in Teilen wörtlich aus den folgenden Quellen übernommen: 

Goldberg, Brigitta (2021a): Vertraulichkeit in der Sozialen Arbeit. 

Goldberg, Brigitta (2021b): Schweigepflicht. 

Goldberg, Brigitta (2021c): Datenschutz. 

Alle Beiträge erscheinen in: Amthor, Ralph-Christian/Goldberg, Brigitta/Hansbauer, Peter/Lan-

des, Benjamin/Wintergerst, Theresia (Hrsg.) (2021): Kreft/Mielenz – Wörterbuch Soziale Ar-

beit. Aufgaben, Praxisfelder, Begriffe und Methoden der Sozialarbeit und Sozialpädagogik. 9. 

Auflage, Weinheim: BeltzJuventa (im Druck). 

Ergänzungen und Praxishinweise stammen teilweise aus der folgenden Quelle: 

Goldberg, Brigitta/Linßen, Frederic (2013): Rechtliche Aspekte in Therapie und Beratung (un-

veröffentlichtes Skript für die Weiterbildungen des Instituts für lösungsfokussierte Kommuni-

kation (ILK) Bielefeld). 

Im Text wird regelmäßig auf die Soziale Arbeit verwiesen. Alles gilt aber gleichermaßen für die 

Beratung. 

Von einem Abdruck der relevanten Gesetzestexte wird abgesehen. Jeweils aktuelle Fassun-

gen von Bundesgesetzen finden sich unter  

www.gesetze-im-internet.de. 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/
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1. Vertraulichkeit in der Sozialen Arbeit bzw. Beratung1 

Das Wichtigste für den schnellen Überblick: 

− Vertraulichkeit ist Grundvoraussetzung für einen gelingenden Beratungs- und Hilfeprozess und Be-
standteil einer professionellen Haltung. 

− Vertraulichkeit schützt das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, zudem dient sie nicht 
nur der Gewährleistung der konkreten Vertrauensbeziehung zu den einzelnen Klient*innen, sondern 
auch der Arbeitsgrundlage ganzer Professionen. 

− Die Vertraulichkeit gilt nicht grenzenlos. Informationen dürfen (oder müssen) weitergegeben werden, 
wenn eine Einwilligung vorliegt oder wenn gesetzliche Regelungen dies erlauben (insbes. bei Ge-
fährdungen). 

− Die Vertraulichkeit wird durch verschiedene rechtliche Regelungen konkretisiert, hierzu zählen ins-
bes. die Regelungen zur Schweigepflicht, zum Zeugnisverweigerungsrecht und zum Datenschutz. 

1.1 Einführung und Bedeutung für die Soziale Arbeit/Beratung 

Die Vertraulichkeit ist in vielen Bereichen der Sozialen Arbeit unbestritten akzep-

tierter und etablierter fachlicher Standard und eine der Grundvoraussetzungen 

für einen gelingenden Beratungs- und Hilfeprozess. Menschen öffnen sich nur 

in einem geschützten Rahmen und ohne psychischen oder sozialen Druck, um 

ihre Probleme zu besprechen, Lösungen in Krisen und schwierigen Lebenssitu-

ationen zu finden und Veränderungen zu wagen.2 Eine sozialpädagogische Di-

agnostik erfordert eine Darlegung aller wesentlichen Lebensumstände und setzt 

somit Vertraulichkeit voraus. Und ohne Vertraulichkeit sowie Respekt vor dem 

selbstbestimmten Umgang mit persönlichen Daten ist nicht nur der Aufbau einer 

Hilfebeziehung in der Sozialen Arbeit gefährdet, sondern auch der Erhalt der 

Beziehung und damit der Leistungserfolg.3 Daher ist die Vertraulichkeit zurecht 

integraler Bestandteil des Berufsethos in der Sozialen Arbeit und zentraler As-

pekt der persönlichen professionellen Haltung.4 Transparenz und Aufklärung 

über den Umgang mit persönlichen Informationen, die Achtung von Persönlich-

keitsrechten und der Selbstbestimmung der Betroffenen gehören unabdingbar 

zur fachlich-ethischen Haltung der sozialpädagogischen Fachkräfte.5 

Vertraulichkeit 

als Grundlage 

von Beratung 

und 

Bestandteil 

der Haltung 

Dabei sind verschiedene Ziele der Vertraulichkeit zu unterscheiden: Die Ver-

traulichkeit dient einerseits dem Schutz des Grundrechts auf informationelle 

Selbstbestimmung (s.u. 1.2) und der Gewährleistung einer Arbeitsbeziehung zu 

den Klient*innen im Rahmen konkreter Vertrauensbeziehungen. Andererseits 

geht es aber auch um den allgemeinen Schutz der Arbeitsgrundlage bestimmter 

Professionen mit großem Vertrauensbezug („funktionaler Schutz der Vertrau-

lichkeit“), denn ein Verstoß gegen die Vertraulichkeit hätte nicht nur zur Folge, 

Ziele der 

Vertraulichkeit 

 

 

1 Dieser Teil stammt in großen Teilen wörtlich aus Goldberg 2021a. 
2 Lehmann et al. 2018, S. 67 f.; Wenzel 2009, S. 249 f. 
3 Hundt 2019, S. 22; Papenheim 2008, S. 15 f. 
4 DBSH 2014, S. 26. 
5 Hundt 2019, S. 22. 
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dass die konkret Betroffenen ihr Vertrauen verlieren, sondern dass auch andere, 

denen der Vertrauensbruch zur Kenntnis gelangt, sich möglicherweise nie wie-

der Fachkräften der Sozialen Arbeit oder von Beratungsstellen anvertrauen wür-

den. Soziale Arbeit ist also nur möglich, wenn mit der Vertraulichkeit verlässlich 

gerechnet werden kann. 

Dennoch steht die Vertraulichkeit immer wieder in Frage: In der Schule wollen 

Lehrkräfte das Ergebnis eines Gesprächs einer Schüler*in mit einer Schulsozi-

alarbeiter*in erfahren; die Polizei bittet Fachkräfte der Sozialen Arbeit um Infor-

mationen über ihre Klient*innen usw. Wenn dann auf die Vertraulichkeit verwie-

sen wird, löst das häufig Irritationen bei den Kooperationspartner*innen aus.6 

Gleichwohl kann eine Aufhebung der Vertraulichkeit unter bestimmten Bedin-

gungen sinnvoll sein oder notwendig erscheinen, um z.B. Dritte informieren zu 

können oder um sie in den Hilfeprozess mit einzubeziehen. Vor einer solchen 

Weitergabe von Daten muss aber die Person, die beraten wurde, explizit ihr Ein-

verständnis geben. Etwas anderes gilt nur, wenn die Vertraulichkeit aufgrund 

einer gesetzlichen Regelung ausnahmsweise auch ohne Einwilligung gebrochen 

werden darf, insb. wegen einer abzuwendenden Gefährdungslage (z.B. Kindes-

wohlgefährdung, Suizidalität; ausführlicher s. unten 2.3.2 und 2.3.5.1). Die Ver-

traulichkeit darf dagegen nicht aufgehoben werden, wenn Supervision oder 

kollegiale Beratung in Anspruch genommen wird. Informationen dürfen in sol-

chen Settings daher nur unter Sicherstellung absoluter Anonymität weitergege-

ben werden; es muss also gewährleistet werden, dass tatsächlich kein Rück-

schluss auf die Person möglich ist. 

Grenzen der 

Vertraulichkeit 

 

 

 

 

 

 

 

Einverständnis 

 

 

 

Supervision 

1.2 Rechtliche Ausgestaltungen der Vertraulichkeit 

Der Schutz der Vertraulichkeit hat in Deutschland Verfassungsrang. Im sog. 

„Volkszählungsurteil“ entschied das BVerfG am 15.12.1983, dass der Schutz 

der Einzelnen gegen Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe ih-

rer persönlichen Daten vom allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 

GG (Allgemeine Handlungsfreiheit) i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG (Menschenwürde) 

umfasst wird.7 Dieses „Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung“ 

gewährleistet den Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Ver-

wendung der persönlichen Daten zu bestimmen. Nach Art. 1 Abs. 3 GG sind 

Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung an dieses Grund-

recht gebunden und müssen es bei der Auslegung einfachgesetzlicher Rege-

lungen berücksichtigen. 

Grundrecht 

auf 

informatio-

nelle 

Selbstbe-

stimmung 

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung wird durch verschie-

dene rechtliche Regelungen zur Schweigepflicht und zum Datenschutz konkre-

tisiert, die gleichermaßen zu beachten sind. So sind bei der Weitergabe von 

Unterschiede 

von 

 

 

6 Reinhold 2019, S. 116. 
7 BVerfGE 65, S. 1 ff. 
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Informationen durch Sozialarbeiter*innen und Berater*innen sowohl die Rege-

lungen des Datenschutzrechts (Datenübermittlung) als auch die zur Schwei-

gepflicht (Offenbarung von Geheimnissen) zu beachten, die inhaltlich nicht 

deckungsgleich sind. Obwohl in den genannten Rechtsgebieten unterschiedli-

che Begrifflichkeiten verwendet werden (Schweigepflicht: „Privatgeheim-

nisse“; Datenschutz: „personenbezogene Daten“), geht es inhaltlich weitge-

hend um dieselben Informationen über die Klient*innen der Sozialen Arbeit. 

Allerdings trifft die Verpflichtung zur Verschwiegenheit bzw. zum Datenschutz 

unterschiedliche Personen bzw. Institutionen: Während es sich bei der Schwei-

gepflicht um eine persönliche Verpflichtung (und damit auch Haftung) der 

Berufsgeheimnisträger*innen bzw. Amtsträger*innen handelt, müssen den Da-

tenschutz die „Verantwortlichen“ gewährleisten, das sind in der Regel die Trä-

ger von Einrichtungen bzw. deren Organisationseinheiten, nicht aber die ein-

zelnen Fachkräfte. 

Schweige-

pflicht und 

Datenschutz 

Das Strafrecht enthält in § 203 StGB eine weitreichende Regelung zur Schwei-

gepflicht verschiedener Berufsgeheimnisträger*innen (z.B. Angehörige der 

Heil- und Rechtsberatungsberufe, Psycholog*innen, staatlich anerkannte So-

zialarbeiter*innen/-pädagog*innen sowie Berater*innen in anerkannten Fami-

lien-, Sucht- und Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen) sowie von Amts-

träger*innen (d.h. Angehörigen des öffentlichen Dienstes). Sie dürfen fremde 

Geheimnisse nicht unbefugt offenbaren, d.h. nur mit Einwilligung oder mit einer 

gesetzlichen Offenbarungsbefugnis (s. ausführlich unter 2). Verschwiegen-

heitspflichten finden sich zudem in verschiedenen Berufsordnungen (z.B. der 

Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen), im Mediationsgesetz, in Tarifverträ-

gen und Arbeitsverträgen. 

Schweige-

pflicht 

Eine gesetzliche Befugnis zur Offenbarung von Geheimnissen ist die Zeugnis-

pflicht in Gerichtsverfahren, d.h. die Weitergabe von Informationen ist kein 

Verstoß gegen die Schweigepflicht, wenn Berufsgeheimnisträger*innen als 

Zeug*innen im Gerichtsverfahren aussagen sollen und ihnen kein Zeugnisver-

weigerungsrecht zusteht (s. ausführlich unter 2.3.4.3). 

Zeugnisver-

weigerungs-

recht  

Im Datenschutzrecht (s. ausführlich unter 3) geht es – anders als bei Schwei-

gepflicht und Zeugnisverweigerungsrecht – nicht nur um die Weitergabe von 

Informationen („Datenübermittlung“), sondern um einen allumfassenden 

Schutz von personenbezogenen Daten. Die Regelungen sind bei der gesam-

ten Datenverarbeitung zu beachten, d.h. auch beim Erheben, Ordnen, Spei-

chern, Verändern, Verwenden und Löschen von Daten. Eine besondere Be-

deutung hat das Datenschutzrecht auch durch die Digitalisierung erfahren. Et-

was unübersichtlich wird das Datenschutzrecht dadurch, dass es für verschie-

dene Arbeitsbereiche der Sozialen Arbeit und für Beschäftigte unterschiedli-

cher Träger der Sozialen Arbeit (öffentlich, frei, kirchlich) unterschiedliche ge-

setzliche Grundlagen gibt. 

Datenschutz 
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2. Schweigepflicht8 

Das Wichtigste für den schnellen Überblick: 

− Schweigepflicht schützt fremde Geheimnisse, d.h. Tatsachen, die nur einem beschränkten Perso-
nenkreis bekannt sind. Es wird unterschieden zwischen Privat- und Dienst- bzw. Geschäftsgeheim-
nissen. 

− Unter die strafrechtliche Schweigepflicht nach § 203 StGB fallen Berufsgeheimnisträger*innen (das 
sind Angehörige bestimmter Professionen bzw. von Beratungsstellen) und Amtsträger*innen. Zudem 
werden Gehilf*innen, Auszubildende und Praktikant*innen sowie weitere mitwirkende Personen um-
fasst. Nicht im Gesetz genannte Personen (z.B. Pädagog*innen) können nicht strafrechtlich belangt 
werden, wenn sie Geheimnisse unbefugt weitergeben, aber sie können zivilrechtlich und/oder ar-
beits-/dienstrechtlich zur Verantwortung gezogen werden. 

− Strafbar ist jede vorsätzliche unbefugte Offenbarung von Privatgeheimnissen, die in beruflicher Ei-
genschaft anvertraut oder sonst bekannt geworden sind.  

− Kein Offenbaren liegt vor, wenn Geheimnisse anonymisiert weitergegeben werden. 

− Die Offenbarung eines Geheimnisses ist nicht strafbar, wenn sie befugt erfolgt. Es gibt verschiedene 
allgemeine Offenbarungsbefugnisse, insbes. die Einwilligung (Schweigepflichtsentbindung), den 
rechtfertigenden Notstand, die Anzeige einer geplanten schweren Straftat nach § 138 StGB und die 
Zeugnispflicht in Gerichtsverfahren (wenn kein Zeugnisverweigerungsrecht besteht). Auch gegen-
über Eltern besteht häufig eine Befugnis zur Offenbarung von Geheimnissen, die von Kindern/Ju-
gendlichen anvertraut wurden. Hier ist aber eine Interessenabwägung mit den Rechten der Minder-
jährigen erforderlich. 

− Neben den allgemeinen Offenbarungsbefugnissen bestehen auch berufsspezifische Offenbarungs-
pflichten, insbes. im Kinderschutz und in der Straffälligenhilfe. 

2.1 Einführung und strafrechtliche Schweigepflicht (§ 203 StGB) 

Schweigepflicht ist die Pflicht einer Person, fremde Geheimnisse zu wahren.  

Geheimnisse sind „Tatsachen, die nur einem beschränkten Personenkreis 
bekannt sind und an deren Geheimhaltung derjenige, den sie betreffen (sog. 
Geheimnisträger), ein […] begründetes Interesse hat“.9  

geschütztes 

Rechtsgut = 

„Geheimnis“  

Schweigepflicht gibt es bezogen auf verschiedene Arten von Geheimnissen (Pri-

vat-, Dienst-, Geschäfts-, Amtsgeheimnisse). Sofern sich die Schweigepflicht auf 

Privatgeheimnisse der Klient*innen bezieht, d.h. auf Geheimnisse aus dem 

persönlichen Lebensbereich, die den Fachkräften anvertraut werden oder sonst 

zur Kenntnis gelangen, basiert sie auf dem Prinzip der Vertraulichkeit. Diese zu 

wahren ist ein integraler Bestandteil des Berufsethos in der Sozialen Arbeit und 

zentraler Aspekt der persönlichen professionellen Haltung (s. schon oben 1). 

Neben den Regelungen zum Datenschutz ist die Schweigepflicht die wichtigste 

rechtliche Regelung zur Gewährleistung des Grundrechts auf informationelle 

Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG), zur Gewährleistung 

der konkreten Vertrauensbeziehung zu den Klient*innen sowie zum Schutz des 

allgemeinen Vertrauens in die Verschwiegenheit von Fachkräften der Sozialen 

Arbeit und Beratung. 

Arten von 

Geheimnis-

sen 

 

 

8 Dieser Teil stammt in großen Teilen wörtlich aus Goldberg 2021b. 
9 Eisele in Schönke/Schröder 2019, § 203 Rn. 5. 
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Verstöße gegen die Schweigepflicht können in unterschiedlichen Rechtsberei-

chen (Arbeits-/ Dienstrecht, Zivilrecht, Strafrecht) Folgen nach sich ziehen (s. 

dazu 2.4). 

Folgen von 

Verstößen 

Eine besondere Bedeutung für die Soziale Arbeit hat die strafrechtliche 

Schweigepflicht nach § 203 StGB. Diese rührt nicht daher, dass es eine nen-

nenswerte Anzahl an Strafverfahren wegen Verstoßes gegen § 203 StGB geben 

würde (diese sind tatsächlich sehr selten), sondern, dass mit Einhaltung der 

nachfolgend erläuterten Grundsätze ein aus fachlicher Perspektive angemesse-

ner Schutz der Vertraulichkeit umgesetzt werden kann.  

Strafrecht-

liche 

Schweige-

pflicht 

Eine strafbewehrte Schweigepflicht gab es schon im 18. Jahrhundert, sie bezog 

sich auf „Medizinalpersonen“. In das RStGB von 1871 wurden neben diesen 

auch Angehörige der Rechtsberatungsberufe in den damaligen § 300 einbezo-

gen. 1975 wurde der Kreis der „Berufsgeheimnisträger*innen“ im Rahmen 

der Neufassung des StGB deutlich erweitert,10 dem neuen § 203 Abs. 1 StGB 

unterfallen seither neben Berufspsycholog*innen auch staatlich anerkannte So-

zialarbeiter*innen/-pädagog*innen sowie Angehörige verschiedener staatlich 

anerkannter Beratungsstellen (Ehe-, Erziehungs-, Jugend-, Sucht-, Schwanger-

schaftskonfliktberatung), seit 1991 auch von Familienberatungsstellen. Zudem 

werden nach § 203 Abs. 2 StGB u.a. Amtsträger*innen, d.h. Beamte sowie 

Personen, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen (§ 11 Abs. 1 

Nr. 2 StGB), bestraft, wenn sie unbefugt fremde Geheimnisse offenbaren (z.B. 

Lehrer*innen, Mitarbeiter*innen des Jugend- und Gesundheitsamtes). Darüber 

hinaus unterliegen Gehilf*innen (z.B. Schreibkräfte) und Auszubildende bzw. 

Praktikant*innen dem Geheimnisschutz nach § 203 StGB, seit 2017 auch 

sonstige mitwirkende Personen (z.B. bei der Buchführung oder EDV-Admi-

nistration) sowie Datenschutzbeauftragte (§ 203 Abs. 4 StGB).11 

Geschichte 

und umfasste 

Personen  

Wegen des Grundsatzes „Keine Strafe ohne Gesetz“ (Art. 103 Abs. 2 GG) un-

terfallen der strafrechtlichen Schweigepflicht nach § 203 Abs. 1 StGB nur die 

ausdrücklich gesetzlich genannten Berufsgruppen, d.h. keine Heilpäda-

gog*innen, Heilpraktiker*innen, Erzieher*innen oder Sozialarbeiter*innen/-päda-

gog*innen ohne staatliche Anerkennung (außer sie sind Beschäftigte in einer der 

genannten Beratungsstellen; sofern sie im öffentlichen Dienst tätig sind, unter-

fallen sie aber als Amtsträger*innen dem Abs. 2). Das bedeutet jedoch nicht, 

dass sie beruflich wahrgenommene Informationen uneingeschränkt weitergeben 

dürfen, denn der Datenschutz sowie dienstrechtliche Verschwiegenheitspflich-

ten (z.B. aus dem Arbeitsvertrag oder aus Tarifverträgen) gelten auch für sie; 

diese Bestimmungen setzen gleichwohl oft weniger strenge Grenzen zur Wei-

tergabe von Informationen als § 203 StGB. Sie können bei Verstößen gegen die 

Was gilt für 

nicht von 

§ 203 StGB 

umfasste 

Personen  

 

 

10 Cierniak/Pohlit in MüKo StGB 2017, § 203 Rn. 8. 
11 Reinigungspersonal oder ehrenamtlich Tätige unterfallen dagegen nicht dem § 203 

StGB. 
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Schweigepflicht zudem nicht strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden, 

sondern nur arbeitsrechtlich oder zivilrechtlich.  

Zu beachten sind in diesem Zusammenhang allerdings Sonderregelungen des 

Sozialdatenschutzes in der Kinder- und Jugendhilfe (s. dazu 3.7). Daten, die 

in der persönlichen oder erzieherischen Hilfe anvertraut wurden, sind von allen 

Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe (also auch von denjenigen, die keine 

Berufsgeheimnisträger*innen sind, z.B. Erzieher*innen) unter ähnlich strengen 

Voraussetzungen geheim zu halten, wie § 203 StGB es vorgibt. 

Aber ähnlich 

strenge 

Sonderregeln 

für Fachkräfte 

in der Kinder- 

und 

Jugendhilfe  

2.2 Voraussetzungen für eine Strafbarkeit 

Die strafrechtliche Schweigepflicht nach § 203 StGB untersagt das unbefugte 

Offenbaren von Privat-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, die einer der 

genannten Personen in beruflicher Eigenschaft bekanntgeworden sind. 

Vorausset-

zungen  

für eine 

Bestrafung 

Privatgeheimnisse sind Tatsachen aus dem persönlichen Lebensbereich, 
dazu zählen neben Alter, Beruf und Familienstand u.a. auch Krankheiten, 
Verhaltensweisen, Persönlichkeitseigenschaften, Meinungen, Diagnosen und 
Prognosen, Anliegen, Probleme sowie Inhalte der Beratung und sogar schon 
die Tatsache, dass die betreffende Person überhaupt in Kontakt steht mit 
einer/einem Sozialarbeiter*in oder Berater*in.  

Privatgeheim-

nisse 

Solche Geheimnisse sind über den Tod hinaus geschützt (§ 203 Abs. 5 StGB). 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse beziehen sich dagegen auf Tatsachen des 

Unternehmens (Methoden, Kalkulationen usw.). 

auch nach 

dem Tod 

Diese Geheimnisse unterfallen dem Schutz, wenn sie in Zusammenhang mit 

der Berufsausübung mündlich, schriftlich oder auf sonstige Weise anvertraut 

oder sonst bekannt wurden. Inhalte aus privaten Unterhaltungen ohne berufli-

chen Bezug unterfallen also nicht der strafrechtlichen Schweigepflicht. 

in beruflicher 

Eigenschaft 

Anvertraut bedeutet im Vertrauen mitgeteilt, dass darüber Schweigen 
bewahrt wird und keine andere Person davon Kenntnis erlangt. Sonst 
bekanntgeworden sind z.B. Beobachtungen anlässlich eines Hausbesuchs, 
bei einer Interaktion oder mitgehörte Gespräche anderer. 

anvertraut 

oder sonst 

bekannt 

geworden 

Strafrechtlich relevant ist das unbefugte Offenbaren dieser Geheimnisse, d.h. 

jedes Mitteilen durch Auskunftserteilung (auch Negativauskunft: die Person ist 

nicht bekannt) oder Akteneinsicht, aber auch schon das Verschaffen der Mög-

lichkeit zur Kenntnisnahme durch einen anderen reicht dafür aus (z.B. Kennt-

nisnahme der Inhalte auf einem Bildschirm oder einer herumliegenden Akte, ei-

ner Mail oder Datei). 

Offenbaren 

Darunter fällt übrigens auch eine Weitergabe von Informationen innerhalb eines 

Fachteams, selbst wenn die Informationsempfänger*innen ebenfalls der 

Schweigepflicht unterliegen. Eine solche teaminterne Offenbarung ist strafbar, 

sofern es dafür keine Befugnis (z.B. Schweigepflichtsentbindung) gibt. 

auch 

innerhalb 

eines Teams 

  



2. Schweigepflicht 
______________________________________________________________________________________________________________ 

 

 

 11 

Praxis-Hinweis: Innerbehördliche Schweigepflicht und Teamkonferenzen 

Geheimnisse werden auch offenbart, wenn sie an Vorgesetzte, Kolleg*innen oder 
Praxisanleiter*innen, weitergegeben werden und der/die Empfänger*n der Mitteilung die 
Tatsache einer bestimmten Person zuordnen kann. Die Schweigepflicht gilt also regelmäßig 
auch einrichtungsintern. 

In (teil-)stationären Einrichtungen, in denen sich Mitarbeiter*innen einer Heimgruppe, eines 
Kindergartens, einer Altenwohneinrichtung o.ä. über Geheimnisse ihrer Besucher*innen/ 
Bewohner*innen austauschen wollen, muss daher eine Einwilligung eingeholt werden. Früher 
wurde hier häufig eine stillschweigende Einwilligung angenommen (zumindest für 
Informationen, die nicht persönlich anvertraut wurden). Dies ist heute ausgeschlossen, da die 
EU-DSGVO für eine Einwilligung eine „unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in 
Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung“ verlangt 
(Art. 4 Nr. 11 EU-DSGVO).12 

Es bietet sich an, eine solche innerbetriebliche Schweigepflichtsentbindung direkt bei der 
Aufnahme in die Einrichtung bzw. zu Beginn der Beratung gemeinsam mit der (nach 
Datenschutzrecht vorgeschriebenen) Einwilligung in die Datenverarbeitung einzuholen. Ein 
Muster findet sich in Anhang 2. 

Der Arbeitgeber muss die Arbeitsbedingungen so gestalten, dass die zur Verschwiegenheit 
verpflichteten Mitarbeiter*innen dieser Pflicht auch nachkommen können. Ohne Einwilligung 
oder sonstige Offenbarungsbefugnis darf eine nach § 203 Abs. 1 StGB zum Schweigen 
verpflichtete Person Daten ihrer Klient*innen nicht herausgeben – auch nicht der/dem 
Vorgesetzten. Und Vorgesetzte dürfen nicht auf Daten ihrer Mitarbeiter*innen zu den 
Klient*innen zugreifen – dies gilt auch für Daten in EDV-Systemen. Der Schutz der Persönlich-
keit hat also Vorrang vor der Pflicht der Mitarbeiter*innen, den Dienstgeber über alle 
dienstlichen Angelegenheiten zu informieren.13  

Gleiches gilt für Teamkonferenzen (z.B. zur Entwicklung eines Hilfeplans nach § 36 SGB VIII), 
auch hier ist die Einwilligung der Betroffenen einzuholen. 

 

Kein Offenbaren ist es dagegen, wenn Geheimnisse pseudonymisiert weiter-

gegeben werden. Falldarstellungen, Praxisbegleitungs- oder Teamgespräche 

und Supervision sind also mit pseudonymisierten Daten uneingeschränkt zu-

lässig. 

Supervision 

Pseudonymisierung = „die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer 
Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher 
Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet 
werden können, sofern diese zusätzlichen Informationen gesondert 
aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen Maßnahmen 
unterliegen, die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht 

Pseudonymi-

sierung 

 

 

12 Streng genommen würde für die strafrechtliche Schweigepflicht nach § 203 StGB auch 

eine stillschweigende Einwilligung ausreichen (für Schweigepflicht und Datenschutz gelten un-

terschiedliche rechtliche Regelungen). Wegen der Überschneidungen beider Rechtsbereiche 

und da die Vorgaben beider Bereiche einzuhalten sind, wird hier bereits auf die strengeren 

Datenschutzvorgaben hingewiesen. 
13 Papenheim 2008, S. 85. 
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einer identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen 
werden“ (Art. 4 Nr. 5 EU-DSGVO). 

Das Offenbaren muss mind. bedingt vorsätzlich erfolgen, d.h. es geschieht be-

wusst oder wird zumindest billigend in Kauf genommen; reine Fahrlässigkeit 

reicht nicht aus. 

Vorsatz 

Das Offenbaren ist jedoch nur dann strafbar, wenn es unbefugt erfolgt, d.h. 

wenn es keine Offenbarungsbefugnis gibt (zu diesen s. 2.3). Bei Berufsge-

heimnisträger*innen nach § 203 Abs. 1 StGB (ebenso bei Gehilf*innen und 

Praktikant*innen nach Abs. 4 S. 1) sind diese Offenbarungsbefugnisse enger 

gefasst als bei den Amtsträger*innen nach Abs. 2. Bei letzteren genügt bei der 

Weitergabe von Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse, 

die für die Aufgabenerfüllung erfasst wurden (z.B. die Anschrift), bereits eine 

datenschutzrechtliche Übermittlungsbefugnis, so dass Informationsweitergaben 

innerhalb der Behörde, aber auch an andere Behörden häufig erlaubt sind.14 

Umstritten ist dabei, was für Personen gilt, die als Berufsgeheimnisträger*innen 

im öffentlichen Dienst sowohl unter Abs. 1 als auch unter Abs. 2 fallen (z.B. 

staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen im ASD; Berater*innen in einer kom-

munalen Familienberatungsstelle). Fachgerecht erscheint es hier, danach zu un-

terscheiden, in welcher Funktion das Geheimnis bekannt wurde. Wenn die 

Amtsträger*innen-Funktion im Vordergrund steht (z.B. im ASD bei einem Kin-

derschutz-Fall), dann ist Abs. 2 vorrangig; wenn es sich aber um eine eher be-

ratende Tätigkeit handelt, dann sind die engeren Grenzen des Abs. 1 einzuhal-

ten.15 

unbefugt = 

ohne 

Offenbarungs

befugnis 

 

Unterschiede 

bei § 203 

Abs. 1 und 2 

Bei Berufsgeheimnisträger*innen ist eine Offenbarung insb. in den folgenden 

Fällen befugt, also erlaubt (bzw. sogar vorgeschrieben) und damit nicht strafbar: 

− Einwilligung (Schweigepflichtsentbindung); 

− gesetzliche Offenbarungsbefugnisse, z.B. rechtfertigender Notstand (§ 34 

StGB); 

− allgemeine gesetzliche Offenbarungspflichten, z.B. Anzeigepflicht bei be-

stimmten geplanten Straftaten, Pflicht zur Hilfeleistung in Notsituationen, 

Zeugnispflicht im Gerichtsverfahren, Mitteilungspflichten aus dem Eltern-

recht; 

− berufsspezifische gesetzliche Offenbarungspflichten, insbes. im Kinder-

schutz und der Straffälligenhilfe. 

Überblick 

über Offenba-

rungsbefug-

nisse 

  

 

 

14 Fischer et al. 2019, S. 72 f. 
15 Fischer et al. 2019, S. 69. 
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Abbildung 1: Strafbarkeit nach § 203 StGB 

 

 

2.3.1 Einwilligung (Schweigepflichtsentbindung) 

Befugt ist eine Offenbarung, wenn eine ausdrückliche und bewusste Erlaubnis 

zur Informationsweitergabe durch die betroffene einsichts- und urteilsfähige 

(aber nicht unbedingt volljährige) Person vorliegt. Jugendliche werden häufig 

selbst von der Schweigepflicht entbinden können und müssen (s. Praxis-Hin-

weis). 

Altersgrenze 

für eine 

Einwilligung 

Praxis-Hinweis: Schweigepflichtsentbindung durch Minderjährige 

Für Minderjährige sind zunächst die Personensorgeberechtigten befugt, im Rahmen ihrer 
gesetzlichen Vertretung (Sorgerecht) eine Einwilligung für eine Offenbarung zu geben. Das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung steht gleichwohl auch Minderjährigen zu, so 
dass sie selbst über die Preisgabe ihrer Informationen entscheiden können, sobald sie dafür 
die notwendige Reife haben. Bei der Einwilligung nach § 203 StGB ist dafür nicht die 
Geschäftsfähigkeit entscheidend, sondern die Einwilligungsfähigkeit, d.h. die Fähigkeit, die 
Art, Bedeutung, Tragweite und Risiken der Einwilligung zu verstehen (Einsichtsfähigkeit) und 
die Fähigkeit, den Nutzen und die Risiken abzuwägen und eine willensbasierte, 
eigenverantwortliche Entscheidung zu treffen (Urteilsfähigkeit). Allerdings gibt es hier keine 
feste Altersgrenze, sondern es ist in jedem Fall eine Einzelfallabwägung erforderlich, in der 
auch zu berücksichtigen ist, welche rechtlichen Folgen die konkrete Einwilligung haben kann.16 

 

 

16 S. dazu Lohse et al. 2018, S. 24 ff. u. 32 ff. 
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Häufig wird ab dem Alter von 14 oder 15 Jahren eine Einwilligungsfähigkeit anzunehmen sein. 
Daher: Berichtet eine 15-Jährige vom Missbrauch durch ihren Stiefvater, ist ihre Einwilligung 
für die Offenbarung dieser Daten rechtlich ausreichend, die Eltern müssen nicht gefragt 
werden. 

In der Praxis bestehen häufig Unsicherheiten, welche Voraussetzungen für eine 

wirksame Einwilligung/Schweigepflichtsentbindung vorliegen müssen. Auch 

wenn eine Orientierung an Beispielen (wie z.B. am Muster im Anhang 1) hilfreich 

ist, sollte für jeden Arbeitsbereich eine passgenaue Einwilligung entwickelt wer-

den. Dabei ist die Orientierung an einem 18-Punkte-Plan hilfreich (s. Praxis-Hin-

weis). Die wichtigsten Voraussetzungen für eine Einwilligung sind die folgenden: 

− sie muss freiwillig geschehen, 

− die Klient*in muss aufgeklärt werden, an wen welche erforderlichen Informa-

tionen zu welchem Zweck weiter gegeben werden (möglichst konkret; pau-

schale Einwilligungserklärungen und solche, die sich auf zukünftige oder un-

gewisse Ereignisse beziehen, sind unzulässig), 

− die Klient*in muss die Bedeutung der Einwilligung in Grundzügen begreifen 

können (Einwilligungsfähigkeit – Geschäftsfähigkeit ist dagegen nicht erfor-

derlich, s.o.), 

− sie enthält eine Widerrufsbelehrung. 

Voraus-

setzungen für 

Einwilligung 

Fraglich ist, ob eine Einwilligung/Schweigepflichtsentbindung immer schriftlich 

erfolgen muss. Nach Art. 4 Nr.11 EU-DSGVO muss es sich um eine „unmiss-

verständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer 

sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung“ handeln. Dies kann durchaus 

auch mündlich geschehen, aus Gründen der Beweisbarkeit sollte sie aber unbe-

dingt schriftlich formuliert werden. Sofern die Vorschriften des Sozialdatenschut-

zes zu beachten sind, gilt die Vorgabe, dass die Einwilligung schriftlich oder 

elektronisch erfolgen soll (§ 67b Abs. 2 Satz 1 SGB X). Von einer mündlichen 

Einwilligung ist daher abzuraten. 

Form der 

Einwilligung 

Praxis-Hinweis: 18-Punkte-Plan für eine wirksame Schweigepflichtsentbindung17 
 
1. Die Datenübermittlung ist zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich. 

2. Die Einwilligung wird als vorangegangene Zustimmung eingeholt. 

3. Es erfolgt eine ausführliche, objektive Aufklärung der betroffenen Person in einer ver-
ständlichen, klaren, einfachen Sprache über die Erforderlichkeit und den Zweck. 

4. Die Einwilligung bezeichnet in verständlicher Form die Art der Information, die Stelle/Per-
son und den Zweck der Datenübermittlung. 

5. Die Einwilligung bezieht sich auf den konkreten Einzelfall → nicht zu pauschal!  

 

 

17 S. dazu Lehmann et al. 2018, S. 30 ff und Hundt 2019, S. 72 ff. Die genannten Voraus-

setzungen beziehen sich gleichermaßen auf die Vorgaben aus § 203 StGB und aus dem Da-

tenschutzrecht (auch dort ist in vielen Fällen eine Einwilligung zur Übermittlung von Daten 

nötig). 
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6. Soweit besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden, muss sich 
die Einwilligung ausdrücklich auf diese beziehen  
(außer die Verarbeitung erfolgt durch Berufsgeheimnisträger_innen zum Zweck der Ge-
sundheitsvorsorge, für medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Ge-
sundheits- oder Sozialbereich auf der Grundlage eines Gesetzes)  

7. Es wird auf die möglichen Folgen einer Verweigerung der Einwilligung hingewiesen (z.B. 
bei Mitwirkungspflicht § 60 SGB I). 

8. Es wird klargestellt, ob beide Seiten wechselseitig von der Schweigepflicht entbunden 
werden. 
(Die andere Seite wird aber häufig darauf bestehen, selbst eine Einwilligung einzuholen.) 

9. Die Einwilligung wird von der betroffenen Person eingeholt. 

10. Die betroffene Person kann die Tragweite und Bedeutung ihrer Entscheidung beurteilen. 
(belegen durch Notizen!) 

11. Freiwilligkeit: Die betroffene Person trifft ihre freie Entscheidung (für/gegen die Einwilli-
gung) nach dem Abwägen des Für und Wider bei einer sachlichen Beurteilung der in Be-
tracht kommenden Aspekte. 

12. Die Einwilligung erfolgt i.d.R. schriftlich. (Ausn. möglich; Nachweispflicht!) 

13. Wird die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt, ist sie in ihrem 
äußeren Erscheinungsbild deutlich hervorzuheben. 

14. Die Einwilligung ist durch die betroffene Person eigenständig durch Namenszug zu unter-
schreiben. 

15. Ist die einwilligende Person nicht zur eigenständigen Unterschrift in der Lage, kann ein 
Zeuge zum Gegenzeichnen hinzugezogen werden. 

16. Die Einwilligung verliert ihre Gültigkeit, wenn sie von der betroffenen Person widerrufen 
wird oder ihr Anlass wegfällt. 

17. Es erfolgt eine Belehrung über die jederzeitige (!) Widerrufsmöglichkeit. 

18. Der Widerruf muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung sein. 

 

Rechtsgrundlagen: Art. 4, 7, 8, 9 EU-DSGVO, § 203 StGB, § 67b Abs. 2 SGB X 

 

2.3.2 Rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB) 

Eine Offenbarung eines Geheimnisses ist erlaubt, wenn sie erforderlich ist, um 

eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr für ein wichtiges Rechtsgut 

(insb. Leben, Leib, Freiheit) abzuwenden (z.B. Klient*in ist suizidal; Kind ist ge-

fährdet; Bewohner hat eine tödliche ansteckende Krankheit und möchte Partnerin 

nicht informieren); allerdings muss dabei eine Güterabwägung erfolgen und das 

gefährdete Rechtsgut (z.B. Leben, Leib) muss das beeinträchtigte Rechtsgut (Ge-

heimnisschutz) wesentlich überwiegen. 

Vorausset-

zungen für 

einen 

rechtferti-

genden 

Notstand 

Eine Gefahr ist gegenwärtig, wenn sie nur durch unverzügliches Handeln abge-

wendet werden kann. Die bloße Möglichkeit des Schadens ist nicht ausreichend. 

Es kann auch eine Dauergefahr sein (z.B. weiterer sexueller Missbrauch). Die 

Gefahr besteht nicht mehr, wenn z.B. ein gefährdetes Kind bereits in Obhut ge-

nommen wurde. 

gegenwärti-

ge Gefahr 
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Eine Weitergabe von Informationen zur Abwendung der Gefahr ist nur dann zu-

lässig, wenn eine Güterabwägung ergibt, dass das zu schützende Interesse we-

sentlich wichtiger ist als die Wahrung des Geheimnisses. Bei der Abwägung sind 

zu berücksichtigen: 

− die betroffenen Rechtsgüter: eine Offenbarung von Daten ist insbesondere 

dann gerechtfertigt, wenn es um die Abwendung ernster Gefahren geht (Le-

ben, Gesundheit, sexuelle Selbstbestimmung, nicht aber zum Schutz von 

Geld- oder Vermögensinteressen), 

− der Grad der drohenden Gefahr, 

− nicht nur unmittelbare Folgen, sondern auch Spätfolgen für die Betroffenen, 

die Familien, für die Vertrauenswürdigkeit der Berater*in (die das Geheimnis 

offenbart), deren Einrichtung bzw. Dienststelle und die Soziale Arbeit/Beratung 

insgesamt.18 

Güterabwä-

gung 

Die Offenbarung des Geheimnisses muss zudem erforderlich, d.h. das mildeste 

und letzte Mittel sein, die konkrete Gefahr zu beseitigen. Zunächst muss also 

versucht werden, eine Schweigepflichtsentbindung einzuholen. Zudem kann es 

möglich sein, dass andere Handlungen weniger in die Rechte der Betroffenen 

einschneiden als eine Informationsweitergabe. 

Erforderlich-

keit 

Praxis-Hinweis: Beispiele zum Rechtfertigenden Notstand 

− Eine Drogenberaterin findet bei einem Hausbesuch eine bewusstlose Klientin und informiert 
einen Arzt. 

− Eine mit Borderline diagnostizierte Bewohnerin eines Heims sagt ihrem dort tätigen 
Therapeuten, dass sie mit dem Heimleiter ein sexuelles Verhältnis hatte. Der Therapeut 
befürchtet erhöhte Suizidgefahr, bricht seine Schweigepflicht und berichtet dies mit 
Namensnennung und ohne Schweigepflichtsentbindung in der internen Supervision mit 
Kolleg*innen → potentiell strafbar, da ein milderes Mittel (z.B. externe Supervision – 

Anonymität der Klientin/Zeugin kann gewahrt bleiben) u.U. ausgereicht hätte. 

− In einer Beratungssituation vertraut eine Frau der Beraterin an, dass ihr Mann sie und die 
Kinder häufig misshandelt → Abwägung, ob mit der Frau kurzfristig andere Problem-

lösungen zum Schutz entwickelt und umgesetzt werden können oder ob sofort das 
Jugendamt informiert wird. 

Achtung: Wenn eine Klient*in sich wegen einer Tat bereits an eine Anwält*in oder Ärzt*in 
gewandt hat, besteht keine Befugnis mehr zur Offenbarung.  

 

2.3.3 Sonstige Offenbarungsbefugnisse 

Wahrnehmung berechtigter Interessen: Auch zur Durchsetzung oder Verteidi-

gung eigener Rechte (z.B. aus einem Honorarvertrag; zur Verteidigung gegen 

verleumdende Presseberichte) dürfen Geheimnisse (nach einer Güterabwägung) 

offenbart werden. 

Wahrneh-

mung 

berechtigter 

Interessen 

 

 

18 Papenheim 2008, 94. 
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Offenbarung an mitwirkende Personen (§ 203 Abs. 3 S. 2 StGB): Befugt ist 

darüber hinaus die Weitergabe von Geheimnissen an Personen, die an der Tätig-

keit (d.h. der Beratung) mitwirken und deren Inanspruchnahme erforderlich ist, 

z.B. an Mitwirkende im Telefondienst, in der Buchhaltung oder Abrechnung einer 

Leistung, der EDV oder der Aktenarchivierung bzw. -vernichtung.19 Aber auch Mit-

arbeiter*innen bei freien Jugendhilfe-Trägern, die vom Jugendamt mit der Durch-

führung einer Jugendhilfe-Leistung beauftragt werden, können als Mitwirkende 

verstanden werden.20 

Offenbarung 

an 

mitwirkende 

Personen 

2.3.4 Allgemeine Offenbarungspflichten 

Neben diesen Befugnissen gibt es auch einige gesetzliche Pflichten, nach denen 

eine Informationsweitergabe nicht nur erlaubt, sondern sogar verpflichtend vorge-

schrieben ist. Dabei sind allgemeine (für alle geltende) von berufsspezifischen 

Pflichten (für Fachkräfte der Sozialen Arbeit verschiedener Tätigkeitsfelder, s. un-

ten 2.3.5) zu unterscheiden. Von den allgemeinen Pflichten sind die folgenden 

besonders relevant für die Soziale Arbeit/Beratung.  

Gesetzliche 

Offenba-

rungspflichten 

2.3.4.1 Anzeigepflicht bei geplanten schweren Straftaten21 

Entgegen einer weit verbreiteten Meinung gibt es in Deutschland keine umfas-

sende Anzeigepflicht an die Strafverfolgungsbehörden, weder für einzelne Bür-

ger*innen noch für Sozialarbeiter*innen oder Berater*innen.22 Eine Pflicht zur 

Strafanzeige gibt es nur für bestimmte, im Katalog des § 138 StGB genannte, ge-

plante schwere Straftaten (s. den Praxis-Hinweis). Wer glaubhaft davon erfährt, 

dass eine solche Straftat geplant ist, muss dies anzeigen. Diese Pflicht betrifft 

jedermann/-frau, ausgenommen sind davon nur Angehörige der Täter*innen so-

wie einzelne Berufsgruppen, z.B. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*in-

nen, sofern sie sich ernsthaft bemühen, die Täter*innen von der Tat abzuhalten 

(Sozialarbeiter*innen/-pädagog*innen fallen nicht unter die Ausnahmen). Sofern 

die Ausführung der Tag anders als durch die Strafanzeige abgewendet wird, er-

folgt keine Bestrafung (§ 139 StGB). Keine Anzeigepflicht gibt es dagegen, wenn 

die Tat bereits begangen wurde, oder wenn die (geplante) Tat nicht in § 138 StGB 

aufgeführt ist (z.B. Kindesmisshandlung, sexueller Missbrauch). In solchen Fällen 

gilt die Schweigepflicht, d.h. eine Strafanzeige ist nur dann möglich, wenn eine 

andere Offenbarungsbefugnis die straflose Weitergabe der Information erlaubt. 

Wann 

müssen 

Straftaten bei 

der Polizei/ 

Staatsanwalt-

schaft 

angezeigt 

werden 

  

 

 

19 BT-Drs. 18/11936, S. 22. 
20 Hundt 2019, S. 182 u. 186. 
21 Dazu ausführlich Hundt 2019, 152 ff. 
22 Cornel/Trenczek 2019, S. 83. 
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Praxis-Hinweis: Recht/Pflicht zur Anzeige von Straftaten 

Bereits begangene Straftaten rechtfertigen keine Offenbarung ohne Einwilligung der 
Klient*in und es besteht keine Anzeigepflicht. Erfährt eine Therapeut*in/Berater*in von einer 
zurückliegenden Straftat und gelangt zur Überzeugung, dass die Straftat gesühnt werden 
sollte, darf sie/er die Schweigepflicht nur brechen, wenn ein übergesetzlicher Notstand23 
vorliegt, was wohl nur in absoluten Ausnahmefällen zu bejahen ist. Wenn jedoch die Gefahr 
weiterer erheblicher Straftaten droht, kann eine Offenbarungsbefugnis wegen rechtfertigen-
den Notstands (s. 2.3.2) gegeben sein, um die durch die bevorstehende Straftat existierende 
Gefahr abzuwenden. Allerdings ist abzuwägen, ob eine Strafanzeige dann das sinnvollste und 
mildeste Mittel ist, um die bevorstehende Straftat abzuwenden; u.U. kommen auch andere 
Problemlösungen in Betracht (z.B. die Information des Jugendamtes bei einer 
Kindeswohlgefährdung24; die Einweisung in eine Psychiatrie bei einer andauernden Fremd-
gefährdung).  

Achtung: Eine einmal erstattete Anzeige kann nicht zurückgezogen werden. 

Bevorstehende Straftaten: Bei geplanten besonders schweren, in § 138 StGB 
aufgelisteten Straftaten besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gegenüber den 
Strafverfolgungsbehörden. Bei unterbleibender Strafanzeige droht eine Strafverfolgung (bei 
Psychotherapeut*innen aber nur unter den Voraussetzungen des § 139 StGB). Solche 
Straftaten sind u.a.: 

− Mord/Totschlag (z.B. ein geplanter Amoklauf an Schulen oder ein extremistischer 
Anschlag), 

− Raub/räuberische Erpressung (z.B. das von einer/einem Jugendlichen geplante „Abziehen“ 
von Gegenständen bei anderen Schüler*innen), 

− Brandstiftung 

− schwere Fälle von Menschenhandel und Zwangsprostitution, 

− Bildung oder Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung. 

Achtung: Hierzu zählen NICHT das Sexualstrafrecht oder sonstige Kindeswohlgefährdungen! 
Bei drohendem sexuellem Missbrauch sind weder Privatpersonen noch Berater*innen 
verpflichtet, diese Gefahr bei den Strafverfolgungsbehörden anzuzeigen. Allerdings wird 
regelmäßig eine Handlungspflicht bestehen, also Maßnahmen zur effektiven Beseitigung der 
Gefahr zu unternehmen (was u.U. auch die Einschaltung der Polizei sein kann); zudem gibt 
es bei Kindeswohlgefährdungen Mitteilungspflichten bzw. -befugnisse an das Jugendamt (s. 
2.3.5.10). Wenn die Berater*in in einem solchen Fall nicht effektiv zur Gefahrenabwehr handelt 
und sich die Gefahr realisiert, droht eine Bestrafung wegen Unterlassens einer gebotenen 
Gefahrenabwehrhandlung (Pflicht zur Hilfeleistung in Notsituationen, s. nachfolgend 2.3.4.2). 

 

 

23  Ein übergesetzlicher Notstand ist ein Argumentationsansatz für einen Rechtfertigungs-, 

Entschuldigungs- oder Strafausschluss-/Strafaufhebungsgrund bei einer Straftat, der nicht ge-

setzlich geregelt ist. „Übergesetzlich“ meint Gründe, die im Gesetz nicht normiert sind, sich 

jedoch aus Rechtsprinzipien von gleichem oder höheren Gewicht herleiten lassen (vgl. auch 

Naturrecht, Rechtspositivismus). Dieser Notstand ist auf ganz außergewöhnliche und unauf-

lösbare Gewissenskollisionen beschränkt. 
24 Diese ist in Fällen des § 8a SGB VIII ggf. sogar verpflichtend vorgeschrieben (s. dazu 

2.3.5.1).  
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2.3.4.2 Pflicht zur Hilfeleistung in Notsituationen (§ 323c StGB/§ 13 StGB) 

Bei „Unglücksfällen“ ist nach § 323c StGB jede Bürger*in verpflichtet, die erfor-

derliche Hilfe zu leisten, die ihr/ihm nach den Umständen zumutbar und ohne er-

hebliche eigene Gefahr oder Verletzung anderweitiger Pflichten möglich ist. Wer 

die Hilfe unterlässt, kann wegen unterlassener Hilfeleistung bestraft werden. 

Fachkräfte der Sozialen Arbeit oder Beratung müssen zumeist aber beim Nicht-

helfen eine wesentlich härtere Strafe (z.B. wegen fahrlässiger Körperverletzung 

oder Tötung durch Unterlassen nach § 13 StGB) befürchten, da sie den Klient*in-

nen gegenüber oft eine Garantenstellung inne haben und daher zur Hilfe verpflich-

tet sind. Die Hilfeleistung kann darin bestehen, dass die schweigepflichtige Per-

son ihre Schweigepflicht bricht und eine/einen Dritten informiert, die/der Hilfe leis-

ten kann (z.B. das Jugendamt, eine Ärzt*in, das Gesundheitsamt, die Polizei). 

Unterlassene 

Hilfeleistung 

und 

Unterlassen 

bei Garanten-

pflich 

2.3.4.3 Zeugnispflicht in Gerichtsverfahren 

Es ist eine staatsbürgerliche Pflicht, in Gerichtsverfahren auf eine entsprechende 

Vorladung hin als Zeug*in auszusagen, sobald von Staatsanwaltschaft oder Ge-

richt eine Zeugenaussage verlangt wird (z.B. § 377 ZPO25, §§ 48 Abs. 1, 161a 

Abs. 1 StPO), inzwischen regelmäßig auch auf Vorladung der Polizei (§ 163 

Abs. 3 StPO). Diese Pflicht besteht jedoch nicht, wenn ein Zeugnisverweigerungs-

recht besteht. In Verfahren vor dem Zivil-, Verwaltungs- und Sozialgericht steht 

Sozialarbeiter*innen/-pädagog*innen oder Berater*innen regelmäßig ein solches 

Zeugnisverweigerungsrecht zu, im Strafprozess jedoch häufig nicht (s. Praxis-

Hinweis). Dies ist problematisch, denn wenn eine Berater*in im Strafprozess zur 

Zeugenaussage gezwungen werden kann, so bedroht dies das Vertrauensver-

hältnis Berater*in – Klient*in. Daher bestehen starke verfassungsrechtliche Be-

denken gegen die Verweigerung eines Zeugnisverweigerungsrechts durch die 

Rechtsprechung.26 Ein gesetzliches Zeugnisverweigerungsrecht im Strafprozess 

für beratende Berufe ist überfällig und wird aktuell wieder vermehrt gefordert.27 

Zeugnispflicht 

 

 

 

 

 

 

Zeugnisver-

weigerungs-

recht im 

Strafprozess 

problematisch 

Zudem ist zu beachten, dass bei Mitarbeiter*innen im öffentlichen Dienst eine 

Aussagegenehmigung des Dienstvorgesetzten eingeholt werden muss (§ 376 

Abs. 1 ZPO, § 54 StPO). Dies gilt nach herrschender Meinung auch für Mitarbei-

ter*innen von Caritas und Diakonie.28 Die Aussagegenehmigung kann versagt 

werden, wenn die Aussage die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben ernstlich ge-

fährden oder erheblich erschweren würde. Dabei sind auch die Schweigepflicht 

Aussagege-

nehmigung ist 

erforderlich  

 

 

25 Diese Regelung ist gem. § 30 FamFG auch im familiengerichtlichen Verfahren bei 

förmlicher Beweisaufnahme anwendbar. 
26 Dazu Papenheim 2008, 121 ff. 
27 Schruth 2018; Schruth/Simon 2018. 
28 Papenheim 2008, 116. 
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und die Regelungen des Datenschutzes zu beachten. Insofern wird in vielen Fäl-

len eine Genehmigung der Aussage verweigert werden können, so dass es nicht 

mehr auf das Bestehen oder Nichtbestehen eines Zeugnisverweigerungsrechts 

ankommt. 

Praxis-Hinweis: Zeugnisverweigerungsrecht 

Beim Zeugnisverweigerungsrecht ist zwischen den verschiedenen Gerichtszweigen zu 
unterscheiden.  

Zivilgerichte (z.B. normale Zivilsachen oder Familiensachen wie Sorgerecht, Scheidung, 
Unterhalt, elterliches Umgangsrecht), Verwaltungsgericht, Sozialgericht: In Verfahren vor 
den Familiengerichten (§ 29 Abs. 2 FamFG) und sonstigen Zivilprozessen (§ 383 Abs. 1 
Nr. 6 ZPO), ebenso beim Verwaltungs- und Sozialgericht (§ 98 VwGO; § 118 SGG) besteht 
ein Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen Gründen. Unter dieses Zeugnisver-
weigerungsrecht fallen in jedem Falle alle in § 203 StGB genannten Personengruppen, da sie 
durch Gesetz zur Geheimhaltung verpflichtet sind. Anerkannt ist das Zeugnisverwei-
gerungsrecht aber auch für andere Personen (z.B. Erzieher*innen, Diplom-Pädagog*innen), 
denn der Staat darf in die mitmenschliche vertrauliche Kommunikation grundsätzlich nicht 
eingreifen.29 Im engeren Sinne besteht dieses Zeugnisverweigerungsrecht nur für anvertraute 
Daten, wird aber aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auch dann gelten müssen, wenn 
durch die Preisgabe sonstiger Daten die fachliche Arbeit gefährdet wird.30  

Strafgerichte: Im Strafprozess geht das Zeugnisverweigerungsrecht nicht so weit wie im 
Zivilverfahren. Das in § 53 Abs. 1 StPO normierte Zeugnisverweigerungsrecht gilt u.a. für 
Geistliche, Ärzt*innen, Anwält*innen, steuerberatende Berufe (und deren Hilfspersonal). 
Fachkräften aus psychosozialer Beratung wird im Strafprozess durch das Gesetz dagegen nur 
in wenigen Berufsfeldern ein Zeugnisverweigerungsrecht eingeräumt, nämlich Mitarbei-
ter*innen in Schwangerenkonfliktberatungsstellen und Suchtberatungsstellen sowie psycho-
logischen Psychotherapeut*innen und Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut*innen. 
Andere Psycholog*innen, Berater*innen, staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen/-päd-
agog*innen dürfen die Zeugenaussage zumeist NICHT verweigern! Sie sind zwar 
schweigepflichtig, aber unterliegen regelmäßig dem Aussagezwang in Strafprozessen. 

Dies gilt nicht in wenigen Ausnahmefällen (dann also doch Zeugnisverweigerungsrecht!):31 

− Zeugnisverweigerungsrecht aus der Verfassung bei Bagatellstrafsachen und wenn wegen 
der Eigenart des Beweisthemas in die Intimsphäre eingegriffen würde (übergesetzliches 
Zeugnisverweigerungsrecht). 

− Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund des Grundrechts auf Freiheit der Berufsausübung: 
Gerichte sollen auf die Aussage verzichten, wenn deutlich wird, welche negativen Folgen 
eine Aussage für die berufliche Tätigkeit der Zeug*in haben könnte. 

− Erweitertes Zeugnisverweigerungsrecht aus dem Sozialdatenschutz nach § 35 Abs. 3 
SGB I (s. dazu 3.7), insbes. für Mitarbeiter*innen der Jugendhilfe: Sie dürfen die Aussage 
verweigern, wenn nach Vorschriften des Sozialdatenschutzes eine Datenübermittlung nicht 
gestattet ist.32 Dies gilt allerdings nur für die öffentlichen Träger der Jugendhilfe. Träger der 

 

 

29 Papenheim 2008, 116. 
30 Papenheim 2008, 117. 
31 Papenheim 2008, 118 ff. 
32 Eine Datenübermittlung in Strafverfahren ist nach Vorschriften des Sozialdatenschut-

zes zwar grundsätzlich denkbar nach einer Anforderung einer Strafrichter*in bei schweren 

Straftaten gem. § 73 SGB X. Die Datenübermittlung ist allerdings ausgeschlossen, wenn es 
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freien Jugendhilfe sind nach § 61 Abs. 3 SGB VIII darauf zu verpflichten, in gleicher Weise 
den Datenschutz sicherzustellen, daher sollten sie sich bei fehlender 
Datenübermittlungsbefugnis ebenso auf § 35 Abs. 3 SGB I berufen und die Aussage 
verweigern; ob sie damit aber bei Gericht durchkommen werden, ist fraglich.  

− Aussageverweigerung wegen fehlender Aussagegenehmigung von Dienstvorgesetzten: 
Bei Erfordernis einer Aussagegenehmigung muss die/der Dienstvorgesetzte die 
Zeugenaussage genehmigen. Eine Genehmigung wird nicht erteilt, wenn eine Aussage die 
Aufgabenerfüllung der Behörde bzw. Körperschaft ernstlich gefährden oder erheblich 
erschweren würde. Zudem wird sie verweigert, wenn der Sozialdatenschutz einer 
Datenweitergabe entgegensteht.  

Steht den Berater*innen ein Zeugnisverweigerungsrecht zu, liegt es in ihrem eigenen 
Ermessen, ob sie aussagen oder das Zeugnis verweigern; eine Aussage sollte aber zur 
Wahrung des Vertrauens in die Verschwiegenheit nur im absoluten Ausnahmefall erfolgen, 
denn die Klient*in möchte in diesen Fällen regelmäßig, dass geschwiegen wird (sonst würde 
sie/er ja eine Schweigepflichtsentbindung geben). Wenn aber die Klient*in im Prozess die 
Berater*in von ihrer Schweigepflicht entbindet, MUSS die/der Zeugnisverweigerungs-
berechtigte (mit Ausnahme von Geistlichen) vor den Strafgerichten aussagen.  

Bei Verweigerung einer Zeugenaussage ohne Zeugnisverweigerungsrecht (also auch, 
wenn die Berater*in sich auf ein mögliches Zeugnisverweigerungsrecht beruft, das Strafgericht 
ein Zeugnisverweigerungsrecht aber verneint), werden der Zeug*in die durch die Weigerung 
verursachten Kosten auferlegt; zudem droht Ordnungsgeld/Ordnungshaft bzw. Beugehaft 
(§ 70 StPO). Ordnungsgeld und Beugehaft sind jedoch nach einem Urteil des BGH unzulässig, 
wenn Zeug*innen (in diesem Fall eine Sozialpädagogin und ein Psychologe) glaubhaft und 
nachdrücklich erklären, auf keinen Fall aussagen zu werden, sondern notfalls sechs Monate 
Haft in Kauf zu nehmen, denn Zwangsmaßnahmen seien nur zulässig, wenn zu erwarten sei, 
durch sie den Widerstand der die Aussage verweigernden Personen zu überwinden.33 Insofern 
kann Mut gemacht werden, in Zweifelsfällen die Aussage zu verweigern. 

Wenn ein Zeugnisverweigerungsrecht besteht, gilt gleichzeitig ein Beschlagnahmeverbot. 
Eine richterliche Anordnung zur Beschlagnahmung von Akten ist dann also unzulässig. (Bei 
Gefahr im Verzug geht das auch ohne richterliche Anordnung, die aber spätestens drei Tage 
später kommen muss.) 

2.3.4.4. Mitteilungspflicht aus dem Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) 

Dem „natürlichen“ Recht der Eltern auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder ent-

nimmt das BVerfG einen Informationsanspruch der Eltern hinsichtlich ihrer Kinder 

und damit auch bezogen auf Geheimnisse, die Kinder in einer Beratung Fachkräf-

ten der Sozialen Arbeit anvertraut haben. Dieses Grundrecht der Eltern kollidiert 

jedoch mit dem Grundrecht der Kinder/Jugendlichen auf informationelle Selbstbe-

stimmung. Das BVerfG hat daher den elterlichen Informationsanspruch dahinge-

hend eingeschränkt, dass dieser nicht besteht, sofern die Offenbarung der Ge-

heimnisse eine körperliche oder seelische Gefährdung des Kindes wahrscheinlich 

Schweige-

pflicht 

gegenüber 

Eltern: 

Abwägung 

zwischen 

Eltern- und 

Kinderrechten 

 

 

sich um Daten handelt, die zum Zweck persönlicher oder erzieherischer Hilfe anvertraut wur-

den (§ 65 Abs. 1 SGB VIII). Ob darüber hinaus eine Datenübermittlung zulässig ist, ist umstrit-

ten (vgl. dazu z.B. BKE 2009, 330 f.). 
33 Papenheim 2008, 122 f. unter Hinweis auf BGH vom 15.07.1998 – 2 StR 173/98, NStZ 

1999, 46 f. 
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machen (BVerfG v. 09.02.1982 – 1 BvR 845/79). Eine niedrigere Schwelle sieht 

dagegen § 8 Abs. 3 SGB VIII vor, nach dem schon in einer Not- und Konfliktlage 

die Beratung i.R.d. Jugendhilfe ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten er-

folgen darf – und dafür reicht eine subjektiv empfundene konkrete Gefährdungs-

lage oder ein potenzieller Konflikt aus.34 Im Ergebnis wird es eine Einzelfallabwä-

gung geben müssen unter Einbeziehung von Alter und Entwicklungsstand der 

Minderjährigen, Qualität der Eltern-Kind-Beziehung, Bedeutung und Intimität der 

Informationen, Grad und Schwere der drohenden Gefahr, der subjektiven Betrof-

fenheit der Minderjährigen, der zu erwartenden Reaktion der Eltern sowie ihrem 

Interesse an Informationen.35 

Praxis-Hinweis: Schweigepflicht gegenüber Eltern bei Kindern/Jugendlichen als 
Klient*innen 

Das Informationsrecht der Eltern folgt aus dem Sorgerecht, besteht also grundsätzlich bis zur 
Volljährigkeit. Je älter aber die/der Minderjährige ist, desto größer ist ihr/sein Recht auf eigene 
Privat- und Intimsphäre gegenüber den Eltern (vgl. § 1626 Abs. 2 BGB). Je jünger, desto 
umfassender sind die Eltern zu informieren. 

Falls eine tiefgreifende Beeinträchtigung im Eltern-Kind-Verhältnis vorliegt (z.B. Kindesmiss-
handlung, Drogensucht der Eltern), entfällt die Mitteilungspflicht gegenüber den Eltern. Wenn 
also konkrete Tatsachen vorliegen, welche bei Information der Erziehungsberechtigten die 
unmittelbare oder gegenwärtige Gefahr einer körperlichen oder seelischen Schädigung des 
Kindes wahrscheinlich machen, besteht ein Schweigerecht der Berater*in. 

2.3.4.5 Weitere allgemeine Mitteilungspflichten 

Weitere allgemeine Mitteilungspflichten für öffentliche Stellen ergeben sich insb. aus 

dem Ausländerrecht (§§ 87 f. AufenthG), von diesen sind jedoch Schulen und Bil-

dungs-/Erziehungseinrichtungen weitgehend ausgenommen.36 

Ausländer-

recht 

2.3.5 Berufsspezifische Mitteilungspflichten 

Neben diesen allgemeinen Offenbarungspflichten gibt es noch berufsspezifische Pflich-

ten (bzw. -befugnisse), die für Fachkräfte der Sozialen Arbeit und Beratung in verschie-

denen Bereichen relevant sind. Für sie kann es insbes. in den folgenden Arbeitsfeldern 

Mitteilungsbefugnisse bzw. -pflichten geben: 

− Kinderschutz, 

− Straffälligenhilfe und 

− Infektionsschutz. 

Überblick 

berufs-

spezifische 

Mitteilungs-

pflichten 

 

 

34 § 8 Abs. 3 SGB VIII soll im Rahmen der SGB VIII-Reform durch das Kinder- und Ju-

gendstärkungsgesetz 2021 verändert werden. In der Neufassung soll die Beschränkung auf 

eine Not- und Konfliktlage wegfallen und nur noch erforderlich sein, dass durch die Mitteilung 

an die/den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. 
35 Fischer et al. 2019, S. 76 f.; Lehmann et al. 2018, S. 53 f.; Wenzel 2016, S. 158 f. 
36 S. dazu Hoffmann in Münder et al. 2019, § 64 Rn. 53 ff.; Hundt 2019, S. 161 ff. u. 188 f. 
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2.3.5.1 Kinderschutz 

Für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe enthält § 8a SGB VIII verschiedene 

Offenbarungspflichten, einerseits für den ASD des Jugendamtes (Abs. 2: Infor-

mation an das Familiengericht; Abs. 3: Einschaltung von Polizei, anderen Leis-

tungsträgern oder der Gesundheitshilfe), andererseits für die Träger von Einrich-

tungen und Diensten der Jugendhilfe (Abs. 4 S. 2: Information des Jugendamtes, 

sofern die Gefährdung nicht anders, z.B. durch Inanspruchnahme von Hilfen 

durch die Eltern, abgewendet werden kann).  

Schutzauftrag 

in der 

Jugendhilfe  

Für viele Berufsgeheimnisträger*innen und Amtsträger*innen (außerhalb der Kin-

der- und Jugendhilfe) findet sich in § 4 Abs. 3 KKG eine Befugnis (keine Pflicht) 

zur Information des Jugendamtes, sofern eine Gefährdung nicht anders abgewen-

det werden kann. 

Schutzauftrag 

für Berufs-

geheimnis-

träger*innen 

Praxis-Hinweis: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

Die Befugnis zur Weitergabe von Informationen in der Kinder- und Jugendhilfe ist im 
sogenannten „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdungen“ (§ 8a SGB VIII) geregelt. Dieser 
betrifft sowohl öffentliche Träger der Jugendhilfe (das Jugendamt) als auch freie 
Jugendhilfeträger. Neben der Befugnis zur Weitergabe von Informationen ist in § 8a SGB VIII 
auch ein bestimmter Ablauf für das Tätigwerden vorgegeben. Achtung: Das Vorgehen im ASD 
und in den Einrichtungen/Diensten der Jugendhilfe unterscheidet sich. 

Wenn im Jugendamt (konkret im ASD) Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
bekannt werden, dann müssen mehrere Fachkräfte gemeinsam das Gefährdungsrisiko 
einschätzen. Dazu werden regelmäßig die Erziehungsberechtigten und die Kinder einbezogen 
– es sei denn, der Schutz der Kinder wird dadurch in Frage gestellt (insbes. in Fällen 
sexualisierter Gewalt oder wenn sich die Kinder selbst in der Beratung anvertraut und Angst 
vor der Reaktion der Eltern haben). Wenn sich dabei herausstellt, dass tatsächlich eine 
Gefährdung vorliegt, sind den Familien zunächst Hilfen (z.B. Hilfen zur Erziehung) anzubieten 
(§ 8a Abs. 1). Wenn diese aber abgelehnt werden oder zur Abwendung der 
Kindeswohlgefährdung nicht ausreichen, muss das Jugendamt das Familiengericht anrufen 
(§ 8a Abs. 2), damit dieses über einen Eingriff in das Sorgerecht der Eltern entscheiden kann 
(§§ 1666, 1666a BGB). Bei dieser Anrufung des Familiengerichts ist eine Offenbarung von 
Geheimnissen, die eigentlich der Schweigepflicht unterfallen würden, erlaubt und notwendig. 
Unter die Offenbarungspflicht nach § 8a SGB VIII fällt übrigens nur die Information des 
Familiengerichts, nicht eine Strafanzeige bei der Polizei oder Staatsanwaltschaft (s. dazu 
2.3.4.1). Eine solche ist jedoch möglich, wenn ein rechtfertigender Notstand nach § 34 StGB 
(s. 2.3.2) vorliegt. 

Bei Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe ist der Schutzauftrag in § 8a Abs. 4 
SGB VIII festgeschrieben. Fachkräfte freier oder öffentlicher Jugendhilfeträger (die z.B. in 
Erziehungsberatungsstellen, Kindertageseinrichtungen, Jugendfreizeiteinrichtungen oder 
Familienbildungsstätten tätig sind) müssen das Gefährdungsrisiko einschätzen, wenn ihnen 
bei einem von ihnen betreuten Kind Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung bekannt 
werden. Diese Einschätzung erfolgt unter beratender Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen 
Fachkraft (diese Fachberatung erfolgt anonymisiert) und regelmäßig auch unter Einbeziehung 
der Erziehungsberechtigten und der Kinder. Wenn sich dabei eine Kindeswohlgefährdung 
zeigt, müssen die Fachkräfte bei den Familien auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken. 
Wenn diese aber abgelehnt werden oder nicht ausreichen, ist das Jugendamt über die 
Kindeswohlgefährdung zu informieren – dabei sind Geheimnisse zu offenbaren, die eigentlich 
der Schweigepflicht unterliegen würden. 
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Durch das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) gibt es seit dem 01.01.2012 auch für 
Berufsgeheimnisträger*innen und bestimmte Amtsträger*innen in § 4 KKG eine 
Offenbarungsbefugnis bei Kindeswohlgefährdung. Seither gilt für  

− Ärzt*innen, Entbindungspfleger/Hebammen, Angehörige sonstiger Heilberufe, 

− Berufspsycholog*innen, 

− Ehe- Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater*innen37, 

− Drogenberater*innen, 

− Schwangerschafts(konflikt)berater*innen, 

− staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen38 sowie 

− Lehrer*innen 
eine ähnliche Handlungsanweisung wie für die Fachkräfte in der freien Jugendhilfe. Nach § 4 
Abs. 1 KKG sollen sie, wenn ihnen beruflich Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
bekannt werden, mit den Kindern und den Familien die Situation erörtern und soweit 
erforderlich auf Hilfen hinwirken. Dabei haben sie Anspruch auf Beratung durch insoweit 
erfahrene Fachkräfte (Abs. 2; vor dieser Beratung sind die Daten jedoch zu 
pseudonymisieren39). Abs. 3 schließlich gibt die Befugnis (bzw. Pflicht40) zur Information des 
Jugendamtes (und damit zur Offenbarung eines der Schweigepflicht unterliegenden 
Geheimnisses),  

− wenn die angeratenen Hilfen nicht zur Abwendung der Gefahr führen oder 

− ein Vorgehen nach Abs. 1 (also die Erörterung der Situation mit der Familie und ein 
Hinwirken auf Hilfen) erfolglos ist und 

− wenn ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich gehalten wird, um die Kindeswohl-
gefährdung abzuwenden. 

2.3.5.2 Straffälligenhilfe 

Einige Offenbarungspflichten finden sich auch für die Arbeitsfelder der Straffälli-

genhilfe, z.B. in der Bewährungshilfe (Bericht über die Lebensführung; Mitteilung 

von gröblichen oder beharrlichen Verstößen gegen Auflagen, Weisungen, Aner-

bieten oder Zusagen), in der Führungsaufsicht (§ 68a Abs. 8 StGB), in der Ju-

gendgerichtshilfe/Jugendhilfe im Strafverfahren (Mitteilung von erheblichen Zuwi-

derhandlungen gegen die Erfüllung von Auflagen/Weisungen), im Sozialdienst 

des Strafvollzugs (in den Landesgesetzen finden sich Pflichten zur Geheimnisof-

fenbarung an Anstaltsleitungen).41 

Straffälligen-

hilfe:  

Berichte und 

Mitteilungen 

über Verstöße 

 

 

37 Nur sofern sie nicht bei einem Träger der Jugendhilfe tätig sind – sonst fallen sie schon 

unter § 8a SGB VIII. 
38 Nur sofern sie nicht in der Jugendhilfe tätig sind – sonst fallen sie unter § 8a SGB VIII. 
39 Zum Pseudonymisieren s. 2.2. 
40 Der Gesetzgeber hat hier nur Befugnisse, aber keine Pflichten formuliert – rechtlich 

gesehen dürfen (= Befugnis) die besagten Berufsgruppen also ihr Schweigen brechen, sie 

müssen (= Pflicht) es aber nicht. Gleichwohl ist im Ergebnis meist von einer Pflicht zur Weiter-

gabe von Informationen auszugehen, denn den Personen droht eine Strafverfolgung wegen 

Unterlassens (§ 13 StGB), wenn sie bei einer durch Hilfsangebote nicht abwendbaren Kindes-

wohlgefährdung das Jugendamt nicht in Kenntnis setzen und das Kind weiteren Schaden 

nimmt, da sie als Garanten für das Wohlergehen der von ihnen betreuten/behandelten Kinder 

verantwortlich sind. S. dazu schon oben 2.3.4.2. 
41 Fischer et al. 2019, S. 78 f.; Sauer 2017, Rn. 62 ff. 
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2.3.5.3 Infektionsschutz 

Nach § 8 Abs. 1 Nr. 7 Infektionsschutzgesetz (IfSG) sind Leiter*innen von Kinder-

tageseinrichtungen, von voll-/teilstationären Einrichtungen der Alten- und Behin-

dertenhilfe, von Obdachlosen- und Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewer-

ber*innen bei bestimmten Krankheiten (§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 u. 5 IfSG) melde-

pflichtig.42 

Infektions-

schutz: 

melde-

pflichtige 

Krankheiten 

2.4 Rechtsfolgen und weitere Regelungen 

Bei einer unbefugten Offenbarung droht eine Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis 

zu einem Jahr. Allerdings ist für die Strafverfolgung ein Strafantrag erforderlich 

(§ 205 StGB). Den Strafantrag kann nur die/der Verletzte stellen (§ 77 StGB), d.h. 

die Person, die der Berufsgeheimnisträger*in das Geheimnis anvertraut hatte 

oder deren Geheimnis anderweitig bekannt wurde. 

Rechtsfolge 

des § 203 

StGB 

Neben dem Schutz von Privat- sowie Dienst- und Geschäftsgeheimnissen durch 

§ 203 StGB gibt es weitere strafrechtliche Regelungen, die Regelungen zur Ver-

traulichkeit enthalten, z.B.  

weitere 

strafrechtliche 

Regelungen 

zur Vertrau-

lichkeit  

− § 201 StGB: Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes (z.B. Aufnahme nicht-

öffentlich gesprochener Worte); 

− § 201a StGB: Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-

aufnahmen (vgl. hierzu auch die Regelungen in §§ 22, 23 u. 33 KunstUrhG); 

− § 202 StGB: Verletzung des Briefgeheimnisses;43 

− § 353b StGB (Erweiterung des § 203 Abs. 2 StGB, wenn durch die Offenba-

rung eines Dienstgeheimnisses wichtige öffentliche Interessen gefährdet wer-

den; dazu zählt seit 2019 auch die Offenbarung von Informationen zum kon-

kreten Ablauf einer Abschiebung, § 97a AufenthG); 

− § 120 BetrVG: Unbefugte Offenbarung eines Betriebs-/Geschäftsgeheimnis-

ses durch Betriebsräte, Gewerkschaftsvertreter*innen. 

 

Neben der möglichen Strafbarkeit können Verstöße gegen Schweigepflicht auch 

zivilrechtliche Folgen haben, nämlich einen Anspruch auf Zahlung von Scha-

densersatz, denn eine unbefugte Offenbarung eines Geheimnisses ist eine „un-

erlaubte Handlung“ i.S.d. § 823 BGB und die Einhaltung der Schweigepflicht ist 

eine Nebenpflicht aus Vertrag. Darüber hinaus sind Arbeits- bzw. dienstrechtli-

che Konsequenzen möglich, insb. eine Abmahnung oder sogar Kündigung bzw. 

Disziplinarmaßnahmen. 

sonstige 

Folgen 

 

 

42 Lehmann et al. 2018, S. 55. 
43 Vgl. zu diesen Lehmann et al. 2018, S. 38 ff. 
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3. Datenschutz44 

Das Wichtigste für den schnellen Überblick: 

− Die gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz regeln den Umgang mit „personenbezogenen 
Daten“, d.h. mit Informationen, die sich auf bestimmte natürliche Personen beziehen. Schutz meint 
dabei einerseits die Sicherheit dieser Daten bei allen Verarbeitungs-Vorgängen (von der Erhebung 
über die Speicherung bis hin zur Vernichtung), andererseits den Schutz der Betroffenen und anderer 
vor möglichen Folgen einer solchen Datenverarbeitung. 

− Datenschutz ist wichtig für die Vertrauensbeziehung zu den Klient*innen und damit für das Gelingen 
der Beratung. 

− Es gibt viele verschiedene Gesetze, die den Datenschutz regeln. Je nach Tätigkeitsbereich und An-
stellungsträger sind unterschiedliche Gesetze anwendbar, z.B. die EU-Datenschutzgrundverord-
nung (EU-DSGVO), das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), der Sozialdatenschutz oder der kirchli-
che Datenschutz. 

− Alle Datenschutzregelungen orientieren sich an bedeutenden Grundsätzen. Besonders wichtig ist 
das sogenannte „Verbot mit Erlaubnisvorbehalt“, d.h. im Datenschutz ist alles verboten, wofür es 
nicht ausdrücklich eine Erlaubnis (also eine Einwilligung oder eine gesetzliche Regelung) gibt. We-
gen des Grundsatzes der Transparenz sind den Betroffenen Informationen über die Datenverarbei-
tung zu geben. Weitere wichtige Grundsätze sind die Zweckbindung, die Datensparsamkeit, die 
Speicherbegrenzung und die Datenintegrität. 

− Die Datenschutzgesetze sehen viele unterschiedliche Maßnahmen vor, die einzuhalten (und ggf. 
den Aufsichtsbehörden nachzuweisen) sind, um die Sicherheit der Daten zu gewährleisten. Dazu 
gehören z.B. die Verpflichtung aller Beschäftigten auf den Datenschutz, die Benennung eines Da-
tenschutzbeauftragten und die Einhaltung verschiedener Sicherheitsmaßnahmen, insbes. bei der 
elektronischen Datenverarbeitung. 

− Den Betroffenen stehen individuelle Rechte zu. Sie können Auskunft über die von ihnen verarbeite-
ten Daten einfordern, sie können verlangen, dass die Daten gelöscht werden, sobald sie nicht mehr 
benötigt werden, und sie haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung. 

− Für Leistungsträger nach dem Sozialgesetzbuch (z.B. für Jugend- und Sozialämter) gilt ergänzend 
neben den allgemeinen Regeln der Sozialdatenschutz. Auch freie Träger sind oft indirekt an den 
Sozialdatenschutz gebunden. Im Sozialdatenschutz gelten teilweise strengere Regeln als im allge-
meinen Datenschutz. Bei der Datenerhebung (also der Gewinnung von Informationen) ist der Grund-
satz der Betroffenenerhebung zu beachten, d.h. regelmäßig dürfen die Daten nur bei den Betroffe-
nen erfragt werden und nicht bei Dritten. Auch bei der Weitergabe von Informationen nach außen 
(d.h. der Datenübermittlung) gibt es Sonderregelungen. Vor allem in der Kinder- und Jugendhilfe ist 
eine Datenübermittlung ohne Einwilligung nur ausnahmsweise erlaubt. 

 

Fachkräfte der Sozialen Arbeit und Beratung haben Zugang zu sehr persönlichen 

Informationen ihrer Adressat*innen. Der vertrauensvolle Umgang mit diesen Da-

ten ist unabdingbare Voraussetzung für ihre Arbeit, insofern ist der Datenschutz 

integraler Bestandteil des Berufsethos (s. oben 1.1). In den gesetzlichen Bestim-

mungen zum Datenschutz geht es um Regelungen zum Umgang mit solchen per-

sonenbezogenen Angaben („Datenverarbeitung“). Dabei gibt es nicht nur Vorkeh-

rungen zum Schutz der Daten (Datensicherung), sondern vor allem zum Schutz 

vor den Folgen, die eine Verarbeitung für die Betroffenen und andere haben 

kann.45 

Was ist 

Datenschutz? 

 

 

44 Dieser Teil stammt in großen Teilen wörtlich aus Goldberg 2021c. 
45 Simitis et al. 2019, Einl. Rn. 2. 
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3.1 Historischer Kontext 

Auch wenn es für manche so scheint, als ob der Datenschutz erst seit der seit 

2018 geltenden EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) in den ver-

schiedensten Lebensbereichen und Arbeitsfeldern zu beachten wäre, waren 

schon zuvor viele Maßnahmen verpflichtend. Der Datenschutz in Deutschland 

blickt auf eine 50-jährige Geschichte zurück.46 1970 wurde mit dem 1. Hessischen 

Datenschutzgesetz das weltweit erste Datenschutzgesetz erlassen, seit 1977 gibt 

es das BDSG und seit 1981 für den Sozialdatenschutz das SGB X (zu den ver-

schiedenen gesetzlichen Regelungen s. 3.2). Eine besondere Bedeutung für die 

weitere Entwicklung des Datenschutzrechts in der Bundesrepublik hatte das 

Volkszählungsurteil des BVerfG vom 15.12.1983 – 1 BvR 209/83, in dessen Folge 

die Bundes- und Landesgesetze zum Datenschutz angepasst werden mussten. 

Durch die EU-Datenschutzrichtlinie von 1995 wurden weitere Novellierungen er-

forderlich (BDSG und SGB X: 2001). Die technische Entwicklung im neuen Jahr-

tausend (zunehmende Digitalisierung mit Smartphones, Social Media, Cloud-

Computing, Internet der Dinge, Big Data), aber auch die Verankerung des Daten-

schutzes in Art. 8 der EU-Grundrechtecharta erforderten eine Weiterentwicklung 

des Datenschutzes, die mit der am 25.05.2016 in Kraft getretenen und seit dem 

25.05.2018 in allen EU-Staaten unmittelbar geltenden EU-DSGVO umgesetzt 

wurde. Durch sie wurden weitreichende Änderungen im nationalen Recht erfor-

derlich, so dass sämtliche Datenschutzregelungen des Bundes und der Länder 

angepasst werden mussten. Vermutlich ausgelöst durch die deutlich erhöhten 

Sanktionen in der EU-DSGVO (Geldbußen von bis zu 20 Millionen EUR) setzen 

sich seither sämtliche Unternehmen und Einrichtungen, aber auch Privatleute und 

Vereine eingehender mit dem Datenschutz auseinander und versuchen die um-

fangreichen Vorgaben umzusetzen. 

Geschichte 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

EU-

Datenschutz-

Grundver-

ordnung  

(EU-DSGVO) 

Für die Soziale Arbeit und Beratung hat der Datenschutz eine wesentliche Bedeu-

tung, denn er ist – wie auch die Schweigepflicht (s. oben 2) und das Zeugnisver-

weigerungsrecht (s. oben 2.3.4.3) – unabdingbar für eine Vertrauensbeziehung 

zu den Klient*innen und damit für einen gelingenden Beratungs- und Hilfeprozess. 

Dennoch löst die Beschäftigung mit dem Datenschutz in der Praxis häufig Abwehr 

aus, der Datenschutz wird als hinderlich oder kaum umsetzbar beschrieben und 

viele Fachkräfte (aber auch Leitungskräfte) fühlen sich unsicher und überfordert. 

Dies liegt einerseits an der Komplexität der Materie, die inzwischen in vielen ver-

schiedenen, nebeneinander anwendbaren und ineinandergreifenden Gesetzen 

geregelt ist, andererseits aber auch an den häufig wenig konkreten und teilweise 

schwer verständlichen Regelungen.47 

Bedeutung für 

Beratung 

 

 

46 Zu dieser vgl. Simitis et al. 2019, Einl. Rn. 1 ff. 
47 Pluhar 2019, S. 477. 
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3.2 Überblick über die verschiedenen Datenschutzgesetze 

Der Datenschutz ist in Deutschland in einer Vielzahl von Gesetzen geregelt, die 

verschiedene Rechtsbereiche regeln und unterschiedliche Adressat*innen haben. 

Daher müssen Fachkräfte der Sozialen Arbeit oder Beratung je nach Tätigkeits-

bereich und Anstellungsträger verschiedene rechtliche Regelungen beachten: 

Welche 

Gesetze 

gelten für 

wen? 

− EU-DSGVO: Nach Art. 2 EU-DSGVO gilt diese für die Datenverarbeitung durch 

öffentliche und nichtöffentliche Stellen. Sie ist aber nicht anwendbar für natür-

liche Personen bei ausschließlicher persönlicher oder familiärer Tätigkeit sowie 

für Behörden bei Aufgaben i.R.d. Strafjustiz (für diese gilt anstelle der EU-

DSGVO die „JI-Richtlinie“ für Justiz und Inneres, die durch verschiedene nati-

onale Regelungen umgesetzt wurde, s.u.). Zudem gilt sie nicht bei Kirchen, 

sofern diese eigene umfassende Datenschutzregelungen haben (vgl. Art. 91 

EU-DSGVO; s.u.). 

→ Gilt für fast alle Fachkräfte von öffentlichen und freien Trägern der Sozialen 

Arbeit (außer bei kirchlichen Trägern und z.T. in der Straffälligenhilfe). 

EU-DSGVO 

− BDSG: Nach § 1 BDSG gilt dieses für öffentliche Stellen des Bundes (in Aus-

nahmefällen auch der Länder) sowie für nichtöffentliche Stellen (z.B. freie Trä-

ger der Sozialen Arbeit), allerdings nur, soweit nicht spezifische Datenschutz-

regelungen vorrangig sind (z.B. der Sozialdatenschutz). Zu beachten ist, dass 

die EU-DSGVO den Regelungen des BDSG vorgeht. Im Teil 2 des BDSG fin-

den sich Durchführungsbestimmungen zur EU-DSGVO, im Teil 3 Bestimmun-

gen zur Umsetzung der JI-Richtlinie für die Strafjustiz. 

→ Gilt ergänzend zur vorrangigen EU-DSGVO für fast alle Fachkräfte bei 

freien Trägern der Sozialen Arbeit (außer bei kirchlichen Trägern); z.T. ist bei 

diesen für manche Daten ergänzend der vorrangige Sozialdatenschutz zu 

beachten. 

Bundes-

datenschutz-

gesetz 

− Landes-Datenschutzgesetze: Diese gelten i.d.R. für öffentliche Stellen des 

jeweiligen Landes sowie die Gemeinden und Gemeindeverbände, aber nur so-

weit nicht spezialgesetzliche Regelungen vorgehen (z.B. der Sozialdaten-

schutz). Wie das BDSG enthalten sie zumeist Teile mit Durchführungsbestim-

mungen zur EU-DSGVO und andere Teile mit Bestimmungen zur Umsetzung 

der JI-Richtlinie. 

→ Gilt ergänzend zur vorrangigen EU-DSGVO für Fachkräfte bei öffentlichen 

Trägern der Sozialen Arbeit, aber nur, sofern bei diesen nicht der vorrangige 

Sozialdatenschutz gilt. 

Landes-

Datenschutz-

gesetze 

− Sozialdatenschutz: Die Regelungen zum Sozialdatenschutz gehen als spezi-

ellere Regelungen den Datenschutzgesetzen von Bund und Ländern vor. Al-

lerdings gilt der Sozialdatenschutz direkt nur für die Datenverarbeitung durch 

Leistungsträger (z.B. die Kommunen: Jugendamt, Sozialamt). Für die freien 

Träger, die die meisten Leistungen erbringen, gilt der Sozialdatenschutz aber 

häufig indirekt. Ausführlicher zum Sozialdatenschutz s. unten (3.7). 

Sozialdaten-

schutz 
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→ Gilt ergänzend zur vorrangigen EU-DSGVO für Fachkräfte der Sozialen 

Arbeit der Sozialleistungsträger, für manche Daten indirekt auch bei freien 

Trägern, die Sozialleistungen erbringen. 

− Straffälligenhilfe: Bei Aufgaben zur Verfolgung von Straftaten oder der Straf-

vollstreckung gilt die EU-DSGVO nicht (Art. 2 Abs. 2 lit. d) EU-DSGVO), son-

dern Regelungen im BDSG bzw. den Landes-Datenschutzgesetzen sowie vie-

len weiteren Gesetzen (z.B. für den Täter-Opfer-Ausgleich: § 155b StPO; für 

die Bewährungshilfe, Führungsaufsicht und Gerichtshilfe: § 483 StPO; für den 

Strafvollzug, Jugendarrest usw. Regelungen in den Landes-Justizvollzugs-Da-

tenschutzgesetzen). 

→ Gilt in den genannten Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit anstelle der EU-

DSGVO. Für sonstige Tätigkeiten im Arbeitsfeld der Straffälligenhilfe gelten 

aber die allgemeinen Datenschutzvorschriften (d.h. EU-DSGVO und BDSG, 

z.T. auch der Sozialdatenschutz). 

Sonderrege-

lungen für 

manche 

Bereiche der 

Straffälligen-

hilfe 

− Kirchlicher Datenschutz: Den Kirchen wurde durch Art. 91 EU-DSGVO ein-

geräumt, den Datenschutz weiterhin selbst zu regeln, allerdings mussten die 

kirchlichen Datenschutzgesetze angepasst werden, damit sie im Einklang mit 

der EU-DSGVO stehen. Für die evangelische Kirche gilt das DSG-EKD, für die 

katholische Kirche das KDG; diese Regelungen sind zudem bei den kirchlichen 

Wohlfahrtsverbänden (Diakonie und Caritas) anwendbar. Auch bei kirchlichen 

Trägern ist zu beachten, dass in manchen Fällen der Sozialdatenschutz indi-

rekt gilt (s. unten 3.7). 

→ Gilt anstelle der EU-DSGVO sowie der nationalen Datenschutzgesetze bei 

kirchlichen Trägern der Sozialen Arbeit; bei manchen Daten aber indirekte 

Verpflichtung zur Wahrung des Sozialdatenschutzes. 

Sonderrege-

lungen für 

Kirchen und 

kirchliche 

Träger 

Es gilt also für Fachkräfte der Sozialen Arbeit und Beratung kein einheitliches Da-

tenschutzrecht, sondern sie müssen – je nach Träger und Tätigkeitsfeld – prüfen, 

welche rechtlichen Regelungen jeweils gelten, wobei sich manche Gesetze er-

gänzen (z.B. ergänzen BDSG bzw. Sozialdatenschutz die Regelungen der EU-

DSGVO), manche zusätzlich zu beachten sind (z.B. der Sozialdatenschutz für 

einzelne Daten bei freien Trägern, die sonst auf Grundlage des BDSG arbeiten), 

während andere ausschließlich gelten (kirchliche Träger: DSG-EKD bzw. KDG 

anstelle der EU-DSGVO). So kann es auch sein, dass bei einem Träger mit ver-

schiedenen Tätigkeitsfeldern unterschiedliche Gesetze gelten. In der Folge wer-

den die wichtigsten Grundsätze, die sich aus der EU-DSGVO ergeben (und die 

sich ähnlich auch im kirchlichen Datenschutz sowie den Gesetzen zur Umsetzung 

der JI-Richtlinie finden), dargestellt. 

Prüfen: 

Welches 

Recht ist 

anzuwenden? 
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3.3 Begriffsbestimmungen 

Die EU-DSGVO enthält eine Vielzahl von Regelungen zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 1 EU-DSGVO). 

 

Personen-

bezogene 

Daten 

Personenbezogene Daten sind „alle Informationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person“ (die „Betroffenen“) beziehen (Art. 4 Nr. 1 
EU-DSGVO). 

 

Im Bereich der Sozialen Arbeit haben Fachkräfte häufig mit besonders sensiblen 

Daten der Klient*innen zu tun. Manche dieser Daten unterfallen als „besondere 

Kategorien personenbezogener Daten“ nach den Datenschutzgesetzen einem 

höheren Schutzniveau als die „einfachen“ personenbezogenen Daten. 

Sensible 

Daten: 

erhöhtes 

Schutzniveau 

Besondere Kategorien personenbezogener Daten sind u.a. Daten, aus denen 
die rassische und ethnische Herkunft hervorgeht, Gesundheitsdaten, Daten zum 
Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung (Art. 9 EU-DSGVO). 

 

  

Unter Verarbeitung fällt jeder „mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren aus-
geführte Vorgang“, z.B. das Erheben und Erfassen, das Ordnen und die Speiche-
rung, die Veränderung, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, das 
Löschen sowie die Vernichtung von Daten (Art. 4 Nr. 2 EU-DSGVO). 

Datenverar-

beitung = 

alles, was mit 

Daten getan 

wird 

Datenverarbeitung ist im Prinzip also alles, was Fachkräfte der Sozialen Arbeit mit 

Informationen ihrer Klient*innen tun: persönliche Angaben erfragen für eine 

Anamnese, Notizen machen (und später wieder wegwerfen), analoge oder elekt-

ronische Akten führen, Akten (offen oder verschlossen) aufbewahren, aus den 

Akten Berichte und Stellungnahmen schreiben, im Team kollegial beraten, Fall-

konferenzen mit anderen durchführen, Akteneinsicht gewähren, Akten vernichten 

usw. 

 

Bei der Übermittlung von Daten gibt es eine Überschneidung des Anwendungs-

bereichs mit den Regelungen zur Schweigepflicht; dabei ist zu berücksichtigen, 

dass die Befugnisse zur Offenbarung von Geheimnissen für Berufsgeheimnisträ-

ger*innen (zu diesen s. oben 2.3Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 

werden.) teilweise enger gesteckt sind als die datenschutzrechtlichen Befug-

nisse, so dass staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen/-pädagog*innen und Be-

rater*innen in anerkannten Beratungsstellen manchmal Informationen nicht wei-

tergeben dürfen, obwohl der Datenschutz dies erlauben würde. 

Datenüber-

mittlung 
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3.4 Grundsätze im Datenschutz 

Die wesentlichen Grundideen des Datenschutzes, die sich in Art. 5 EU-DSGVO 

finden, galten nach der Rechtsprechung des BVerfG zum Grundrecht auf infor-

mationelle Selbstbestimmung (s. dazu 1.2) in Deutschland auch schon vor Inkraft-

treten der EU-DSGVO. Die zentralen Grundsätze sind:48 

Grundideen 

des Daten-

schutzes 

Verbot mit Erlaubnisvorbehalt: Eine Datenverarbeitung ist nur zulässig, wenn 

sie gesetzlich ausdrücklich erlaubt ist (Art. 6 EU-DSGVO). Die wichtigste Erlaub-

nis ist dabei die Einwilligung der/des Betroffenen, d.h. die freiwillige und ausdrück-

liche Erlaubnis für einen bestimmten Fall der Datenverarbeitung (s. dazu schon 

oben 2.3.1).49 Allerdings muss nicht immer um Erlaubnis gebeten werden, denn 

eine Datenverarbeitung ist auch zulässig, wenn es eine gesetzliche Befugnis dazu 

gibt, z.B., wenn die Datenverarbeitung notwendig ist zur Erfüllung eines Vertrages 

(bspw. Erbringung einer vertraglich geschuldeten Beratung) oder einer rechtlichen 

Verpflichtung (z.B. der gesetzlichen Aufgabe des Kinderschutzes in § 8a 

SGB VIII). 

Alles ist 

verboten – 

außer es  

gibt eine 

ausdrückliche 

Erlaubnis 

Grundsatz der Transparenz: Für alle Betroffenen sollte transparent sein, dass 

bzw. in welchem Umfang ihre personenbezogenen Daten erhoben, verwendet, 

eingesehen und ggf. auch weitergegeben werden. Dafür benötigen sie leicht zu-

gängliche und einfach verständliche Informationen über die Datenverarbeitung. 

Die EU-DSGVO sieht daher in Art. 12 verschiedene Informationspflichten vor. Be-

reits bei der Datenerhebung (d.h. dem ersten Gespräch mit den Klient*innen, bei 

dem persönliche Angaben erfragt werden) müssen insb. die folgenden Informati-

onen erteilt werden: 

− Name und Kontaktdaten der/des Verantwortlichen für den Datenschutz, 

− ggf. Kontaktdaten der/des Datenschutz-Beauftragten, 

− nach welcher Rechtsvorschrift und zu welchem Zweck (was und warum!) 

die Daten verarbeitet werden, 

− wem (Empfänger*innen) die Daten (eventuell oder sicher) übermittelt wer-

den,  

− wie lange die Daten gespeichert werden, 

− welche Rechte die Betroffenen haben (u.a. auf Auskunft, Berichtigung, Lö-

schung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruch gegen die Daten-

verarbeitung, Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde). 

Alles sollte 

transparent 

sein 

 

 

 

 

 

 

 

 

verpflichtende 

Informationen 

für 

Klient*innen 

 

  

 

 

48 Zu diesen Hundt 2019, S. 29 ff. 
49 Dazu Hundt 2019, S. 72 ff.; Lehmann et al. 2018, S. 30 ff. 



3. Datenschutz 
______________________________________________________________________________________________________________ 
 

 

 32 

Praxis-Hinweis: Information und Einwilligung zur Datenverarbeitung  

Die EU-DSGVO sieht einige Informationspflichten vor, die schon bei Datenerhebung (d.h. beim 
Erstkontakt mit den Klient*innen) erfüllt werden müssen. Da für die konkrete Beratungstätigkeit 
regelmäßig auch eine Einwilligung zur Datenverarbeitung (z.B. für die Speicherung der 
Kontaktdaten sowie die Dokumentation über den Beratungsprozess) erforderlich ist, bietet es 
sich an, dies miteinander zu verknüpfen und in diesem Rahmen auch die für die Weitergabe 
von Informationen im Team notwendige Einwilligung/Schweigepflichtsentbindung (s. dazu den 
Praxis-Hinweis 2.3.1) einzuholen. Ein Beispiel dazu findet sich im Anhang 2. 

 

Grundsatz der Zweckbindung: Eine Datenerhebung ist nur für festgelegte, ein-

deutige und rechtmäßige Zwecke erlaubt und bei der Datenverarbeitung ist dieser 

Zweck zu beachten. Sofern die Daten für andere Zwecke (z.B. eine andere Auf-

gabe) genutzt werden sollen, muss dies mit dem ursprünglichen Zweck vereinbar 

sein. 

Alle Daten 

sind an einen 

Zweck 

gebunden 

Datenminimierung (-sparsamkeit): Daten dürfen nur in dem Umfang verarbeitet 

(d.h. erhoben, gespeichert, weitergegeben usw.) werden, wie dies zum jeweiligen 

Zweck erforderlich ist. Es darf also keine Datenerhebung auf Vorrat und keine 

Datenweitergabe über das nötige Maß hinaus geben. Die Erforderlichkeit ist rest-

riktiv auszulegen und bedeutet notwendig (nicht nur nützlich, hilfreich, interessant, 

förderlich …): Die Aufgabe kann also ohne diese Daten nicht ordnungsgemäß 

erfüllt werden. 

Es ist nur 

erlaubt, was 

wirklich 

erforderlich ist 

Richtigkeit: Die Daten müssen sachlich richtig und (soweit nötig) auf dem aktu-

ellen Stand sein. Wenn sie sich als unrichtig erweisen, sind sie unverzüglich zu 

berichtigen oder zu löschen. 

Daten 

müssen 

richtig sein 

Speicherbegrenzung: Dieser Grundsatz betrifft die Dauer der Speicherung. Da-

ten dürfen in einer Form, die die Identifizierung der betroffenen Person ermöglicht, 

nur so lange gespeichert werden, wie es für den konkreten Zweck erforderlich ist. 

Daten sollen 

möglichst 

bald gelöscht 

werden 

Integrität und Vertraulichkeit: Die Datenverarbeitung muss so erfolgen, dass 

eine angemessene Sicherheit der Daten gewährleistet ist. Das bedeutet, dass die 

Daten insb. vor Vernichtung, Verlust, Veränderung, unbefugter Offenlegung und 

unbefugtem Zugang (unbeabsichtigt oder unberechtigt) zu schützen sind. Die für 

den Datenschutz Verantwortlichen müssen daher geeignete technische und or-

ganisatorische Maßnahmen treffen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzni-

veau zu gewährleisten (Art. 32 EU-DSGVO). 

Daten 

müssen 

sicher sein 

3.5 Maßnahmen zum Datenschutz 

Die EU-DSGVO sieht verschiedene technische und organisatorische Maßnah-

men vor, die den Schutz und die Sicherheit der Daten im Einzelfall gewährleisten 

sollen. Die Verantwortlichen müssen in vielen Fällen ein schriftliches Schutzkon-

zept mit einem Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten (Art. 30) erarbeiten, eine 

Datenschutz-Folgenabschätzung vornehmen (Art. 35), die Beschäftigten auf den 

Datenschutz verpflichten (Art. 29, 32 Abs. 4), Verträge mit Auftragsverarbeitern 

von Daten abschließen (Art. 28) und einen Datenschutz-Beauftragten benennen 

Technische 

und 

organisato-

rische 

Maßnahmen 

für die 

Datensicher-

heit 
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(Art. 37-39). Verletzungen des Datenschutzes müssen der Aufsichtsbehörde 

selbst gemeldet werden (Art. 33, 34) und die Aufsichtsbehörde kann dann ein ho-

hes Bußgeld verhängen (Art. 83). 

Im Bereich der Sozialen Arbeit und Beratung muss wegen der Sensibilität der 

verarbeiteten Daten regelmäßig ein hohes Schutzniveau gewährleistet werden.50 

Angemessene Maßnahmen zur Sicherstellung dieses Niveaus können z.B. sein: 

− Anonymisierung, Pseudonymisierung und/oder Verschlüsselung von Da-

ten; 

− Beschränkung des Zugangs zu den Daten (z.B. durch Passwortschutz und 

Regelung der Benutzerrechte für den Datenzugriff); 

− Gewährleistung, dass überprüfbar ist, wer welche Daten eingegeben, ver-

ändert, entfernt hat; 

− Beschränkung der Datenaufbewahrung (Vorgabe und Beachtung von 

Fristen für die Löschung und Vernichtung, s. dazu Art. 17 EU-DSGVO); 

− Sensibilisierung der an der Datenverarbeitung Beteiligten; 

− Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme sicherstellen (ak-

tuelles Betriebssystem, Virenscanner, regelmäßige Backups, sichere 

Kommunikation ggf. mit Ende-zu-Ende-Verschlüsselung); 

− Regelmäßige Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit 

der Maßnahmen. 

Mögliche 

Maßnahmen 

zur 

Sicherstellung 

der Sicherheit 

der Daten 

3.6 Rechte der Betroffenen 

Die Gewährleistung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung (s. 

dazu oben 1.2) und der für die Vertrauensbeziehung wichtige Grundsatz der 

Transparenz (s. dazu 3.4) können nur verwirklicht werden, wenn die Betroffenen 

klar geregelte und weitreichende Rechte haben, die auch möglichst einfach zu 

realisieren sind. Daher war einer der Schwerpunkte der EU-DSGVO die Stärkung 

der Betroffenenrechte und die Verknüpfung mit einer Informationspflicht über 

diese Rechte (und zwar verständlich, d.h. in klarer und einfacher Sprache). Den 

Betroffenen stehen insb. die folgenden Rechte zu:51 

Betroffene 

haben Rechte 

Recht auf Auskunft: Nach Art. 15 EU-DSGVO haben Betroffene zunächst das 

Recht zu erfahren, ob sie betreffende Daten verarbeitet werden, und falls ja, ha-

ben sie ein Recht auf weitere Auskünfte, z.B. über den Zweck der Datenverarbei-

tung, die Herkunft der Daten sowie deren Empfänger*innen. Allerdings darf die 

Auskunftserteilung die Rechte anderer Personen nicht beeinträchtigen. Wenn in 

den Akten also auch Informationen über Dritte zu finden sind (z.B. über den Vater 

eines Kindes, die Ehefrau, weitere Angehörige oder nicht verwandte Personen), 

Auskunfts-

recht 

 

 

50 Zum Datenschutz in der elektronischen Datenverarbeitung und bei der Nutzung von E-

Mail, Messenger-Apps und Sozialen Netzwerken s. Lehmann et al. 2018, S. 103 ff. u. 132 ff. 
51 Vgl. dazu Hundt 2019, S. 81 ff. 
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so dürfen diese bei der Auskunftserteilung nicht offengelegt werden. Weitere Re-

gelungen zur Auskunft (in Abgrenzung zum Akteneinsichtsrecht) s.u. beim Sozi-

aldatenschutz (3.7). 

Recht auf Löschen der Daten: Das „Recht auf Vergessenwerden“ ist in Art. 17 

EU-DSGVO geregelt. Betroffene können das Löschen verlangen, aber die für den 

Datenschutz Verantwortlichen müssen auch von sich aus die Daten löschen, insb. 

wenn sie für die Zwecke, für die sie erhoben oder verarbeitet wurden, nicht mehr 

erforderlich sind. In den meisten Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit gibt es dabei 

keine festgelegten Aufbewahrungsfristen, d.h. die Einrichtungen müssen selbst 

entscheiden, wie lange eine Aufbewahrung erforderlich ist. Das Recht auf Lö-

schen kollidiert manchmal mit berechtigten Interessen, die Daten doch noch auf-

zubewahren – einerseits einem Interesse der Klient*innen (z.B. um nach einem in 

einer Beratung dokumentierten Missbrauch später Strafanzeige stellen zu kön-

nen, um die eigene Lebensgeschichte aufarbeiten zu können), andererseits ei-

nem Interesse der Fachkräfte bzw. datenverarbeitenden Stellen (z.B. nachweisen 

zu können, dass in einem Fall mit fraglicher Kindeswohlgefährdung fachgerecht 

gehandelt wurde). In diesen Fällen sollten die Daten nicht gelöscht werden, son-

dern nur eine Einschränkung der Verarbeitung erfolgen (Art. 18 EU-DSGVO), 

d.h. die Daten werden gesondert aufbewahrt und dürfen nur noch in wenigen Fäl-

len genutzt werden. 

Recht auf 

Löschen der 

Daten 

Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung: Die Betroffenen haben 

nach Art. 21 EU-DSGVO zudem das Recht, der Verarbeitung ihrer Daten zu wi-

dersprechen, mit der Folge, dass die Daten dann gelöscht werden müssen. Sie 

dürfen aber (trotz eines Widerspruchs) weiterhin aufbewahrt und verarbeitet wer-

den, wenn dies z.B. wegen einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, also 

bspw. wenn die Datenverarbeitung aufgrund einer gesetzlich geregelten Aufgabe 

erfolgt. 

Wider-

spruchsrecht 

3.7 Besonderheiten im Sozialdatenschutz, insb. in der Kinder- und Jugendhilfe 

Fachkräfte der Sozialen Arbeit sind oft in Arbeitsfeldern tätig, die durch das Sozi-

algesetzbuch geregelt werden. In diesen Feldern verdrängt der spezielle Sozial-

datenschutz häufig die allgemeinen Regelungen aus den Datenschutzgesetzen 

von Bund und Ländern. 

 

Wo finden sich Regelungen zum Sozialdatenschutz? Früher war der Sozial-

datenschutz ausschließlich im SGB normiert, doch seit Geltung der EU-DSGVO 

ist diese nun vorrangig anwendbar. Daher finden sich manche Vorschriften heute 

ausschließlich in der EU-DSGVO (z.B. zur Einwilligung), während andere nach 

wie vor in den (an die EU-DSGVO angepassten) Sozialgesetzbüchern geregelt 

sind (z.B. zur Datenerhebung, -nutzung und –übermittlung).52 § 35 SGB I definiert 

Wo ist der 

Sozialdaten-

schutz 

geregelt? 

 

 

 

 

 

52 Hundt 2019, S. 50 ff. 
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und regelt das „Sozialgeheimnis“, die §§ 67 ff. SGB X enthalten allgemeine Re-

gelungen, die für alle Sozialleistungen gelten, und in manchen Sozialgesetzbü-

chern finden sich diese allgemeinen Regelungen ergänzende bzw. ersetzende 

Sondervorschriften für die einzelnen Sozialleistungen (z.B. §§ 61 ff. SGB VIII für 

die Kinder- und Jugendhilfe). 

Sozial-

geheimnis 

Der Sozialdatenschutz normiert den Umgang mit Sozialdaten.  
 

Sozialdaten sind personenbezogene Daten i.S.d. Art. 4 Nr. 1 EU-DSGVO, die 
von einem Sozialleistungsträger im Hinblick auf Aufgaben nach dem Sozialge-
setzbuch verarbeitet werden (§ 67 Abs. 2 S. 1 SGB X). 

Was sind 

„Sozialdaten“ 

Der Sozialdatenschutz gilt dabei direkt nur für die Leistungsträger (§ 35 Abs. 1 

S. 1 SGB I), d.h. die in §§ 18-29 SGB I genannten Körperschaften, Anstalten und 

Behörden (§ 12 S. 1 SGB I), z.B. die Agenturen für Arbeit und die Kommunen mit 

ihren Jugend- und Sozialämtern. Dabei sind die Daten nicht nur im Austausch 

zwischen verschiedenen Leistungsträgern geschützt, sondern auch innerhalb der 

Leistungsträger ist sicherzustellen, dass sie nur Befugten zugänglich sind oder 

nur an diese weitergegeben werden (§ 35 Abs. 1 S. 2 SGB I). 

Direkte 

Geltung für 

Leistungs-

träger 

Auch wenn die Träger der freien Jugendhilfe bzw. Wohlfahrtspflege regelmä-

ßig die Sozialleistungen erbringen, sind sie keine Sozialleistungsträger, so dass 

sie nicht direkt dem Sozialgeheimnis unterliegen. Sie müssen den Sozialdaten-

schutz gleichwohl wahren, wenn ihnen Sozialdaten übermittelt wurden (§ 78 

SGB X); sie sind darüber zu belehren, dass die übermittelten Daten nur zum je-

weiligen Zweck verwendet und ansonsten geheim gehalten werden müssen. Im 

Bereich der Kinder- und Jugendhilfe müssen die Träger der freien Jugendhilfe 

zudem zur Sicherstellung des Sozialdatenschutzes verpflichtet werden (§ 61 

Abs. 3 SGB VIII). Das bedeutet, dass sie bspw. ebenso wie die Leistungsträger 

gewährleisten müssen, dass die Daten immer nur für Befugte zugänglich sind. 

Und sie müssen bei der Datenverarbeitung den Sozialdatenschutz beachten, 

selbst bei einer Datenübermittlung an das Jugendamt.53 

Indirekte 

Geltung für 

freie Träger 

Welche Besonderheiten ergeben sich nun im Sozialdatenschutz gegenüber dem 

allgemeinen Datenschutz? 

Besonder-

heiten 

− Bei der Erhebung von Daten (also der Gewinnung von Informationen 

über die Klient*innen) ist der Grundsatz der Betroffenenerhebung zu be-

achten, d.h. regelmäßig werden die Daten beim Betroffenen selbst erfragt 

und nur in den gesetzlich geregelten Fällen dürfen sie bei Dritten (z.B. 

Schulen, Arbeitgebern, Vermietern, Nachbarn) erhoben werden (§ 67a 

Abs. 2 SGB X; in der Kinder- und Jugendhilfe noch enger in § 62 

SGB VIII). 

Datenerhe-

bung 

grundsätzlich 

nur bei den 

Betroffenen 

  

 

 

53 Hoffmann in Münder et al. 2019, § 61 Rn. 26. 
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− Bei der Datennutzung ist sicherzustellen, dass der Grundsatz der Erfor-

derlichkeit eingehalten wird und die Daten nur zweckgebunden verwendet 

werden. Dies erfordert bspw. eine getrennte Aktenführung, sofern eine 

Stelle verschiedene SGB-Aufgaben wahrnimmt (z.B. der ASD: Beratung, 

Gewährung von Hilfen zur Erziehung, Kinderschutz, Jugendhilfe im Straf-

verfahren); allerdings ist es möglich, innerhalb einer Funktionseinheit die 

Daten auch für andere SGB-Aufgaben zu verwenden (§ 67c SGB X; auch 

dies ist in der Kinder- und Jugendhilfe strenger geregelt, s. § 64 Abs. 1 

SGB VIII). 

Getrennte 

Aktenführung 

− Bezogen auf die Datenübermittlung, d.h. die Weitergabe von Sozialdaten 

an Personen oder Institutionen außerhalb der Funktionseinheit, enthalten 

die §§ 67e-77 SGB X eine ganze Reihe von gesetzlichen Befugnissen,54 

so dass häufig keine Einwilligung der Betroffenen für die Weitergabe von 

Informationen nötig ist. Allerdings gibt es auch einige Schranken, die bei 

der Datenübermittlung zu beachten sind, d.h. dass die Sozialdaten in die-

sen Fällen trotz eigentlich bestehender Befugnis nicht weitergegeben wer-

den dürfen. Für alle Sozialleistungen gilt die Schranke des § 76 SGB X: 

Sozialdaten, die von einer/einem Berufsgeheimnisträger*in nach § 203 

Abs. 1 u. 4 StGB stammen, dürfen nur übermittelt werden, wenn diese 

Personen selbst zur Offenbarung der Geheimnisse befugt wären (s. dazu 

oben 2.3). Weitergehende Schranken enthalt das Kinder- und Jugendhil-

ferecht (s. dazu die Übersicht im Anhang 3): Eine Datenübermittlung zur 

Erfüllung von eigenen oder fremden Aufgaben ist nur zulässig, soweit 

dadurch der Erfolg einer Jugendhilfe-Leistung nicht in Frage gestellt wird 

(§ 64 Abs. 2 SGB VIII) – wenn also gegen den Willen von Betroffenen Da-

ten weitergegeben werden sollen, dürfte die Wirksamkeit einer Hilfe häufig 

in Frage stehen, da sie von der Akzeptanz einer Leistung mit abhängt. 

Eine noch weitergehende Schranke zur Datenübermittlung enthält § 65 

Abs. 1 SGB VIII. Sozialdaten, die im Rahmen einer persönlichen oder er-

zieherischen Hilfe anvertraut (d.h. in Erwartung der Vertraulichkeit be-

kannt) wurden, dürfen nur in wenigen, gesetzlich ausdrücklich genannten 

Fällen weitergegeben werden – und das gilt nicht nur nach außen, sondern 

auch innerhalb einer Funktionseinheit. Möglich ist dies vor allem in Kinder-

schutz-Fällen, aber auch dann, wenn § 203 Abs. 1 StGB eine Offenbarung 

erlauben würde (s. dazu erneut oben 2.3Fehler! Verweisquelle konnte 

nicht gefunden werden.).55 Im Ergebnis gelten damit für alle Fachkräfte 

der Kinder- und Jugendhilfe ähnlich enge Grenzen für die Weitergabe für 

Informationen wie für Berufsgeheimnisträger*innen. 

Weitergabe 

von Daten 

nach außen 

unterliegt 

wichtigen 

Schranken 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schranken in 

der Kinder- 

und Jugend-

hilfe: 

 

Erfolg einer 

Hilfe steht in 

Frage 

 

Weitergabe 

von 

anvertrauten 

Daten 

 

 

54 S. dazu Hundt 2019, S. 68 ff. u. Lehmann et al. 2018, S. 64 ff. 
55 S. dazu Hundt 2019, S. 70 ff. 
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− Neben dem Auskunftsrecht (s.o. 3.6, im Sozialdatenschutz geregelt in 

§ 83 SGB X) gibt es im nationalen Recht auch weitergehende Rechte auf 

Akteneinsicht, d.h. nicht nur ein Recht auf Information über gespeicherte 

Daten, sondern auf Einsicht in Daten bzw. Akten. Ein solches Recht steht 

Beteiligten in Sozialverwaltungsverfahren zu (§ 25 SGB X), außerhalb von 

Verwaltungsverfahren liegt die Gewährung der Akteneinsicht allerdings im 

Ermessen. Bei freien Trägern der Sozialen Arbeit ergibt sich das Recht als 

Nebenpflicht aus dem Betreuungs- bzw. Beratungsvertrag (§ 241 Abs. 2 

BGB). Wie beim Auskunftsrecht sind auch bei der Akteneinsicht die 

Rechte Dritter zu wahren (z.B. die Namen von Hinweisgeber*innen auf 

eine Kindeswohlgefährdung). Die Akten sollten daher so geführt werden, 

dass Wünsche auf Einsichtnahme soweit wie möglich und ohne größeren 

Aufwand erfüllt werden können. Sofern die Akten Angaben enthalten, die 

vom Inhalt her die Betroffenen beeinträchtigen könnten (z.B. über gesund-

heitliche Verhältnisse), können die Inhalte auch über geeignete Personen, 

z.B. Ärzt*innen, vermittelt werden. 

Recht auf 

Akteneinsicht 
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www.bke.de → Für Fachkräfte → BKE-Stellungnahmen und -Hinweise 

Der Paritätische Gesamtverband: Handreichung zum Datenschutz nach der EU-DSGVO: 

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/ac7fe2eada16eea4c12582bf0032a7ff/$FILE/ 
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6. Anhang 

6.1 Schweigepflichtsentbindung/Einwilligung in die Übermittlung von Daten 

Dieses Beispiel bezieht sich auf die Kinder- und Jugendhilfe. Für Sachverhalte in anderen 
Tätigkeitsbereichen ist sie entsprechend anzupassen. 

 

Schweigepflichtsentbindung und Einwilligung in die Übermittlung von Daten 
 
Ich/wir 
__________________________________________________ 
Vorname(n) Name(n), Anschrift 

 
__________________________________________________ 
Vorname(n) Name(n), Anschrift 

 
(ggf.) als gesetzliche Vertreter*innen des Kindes/Jugendlichen  
__________________________________________________ 
Vorname Name     Geburtsdatum 

 
entbinde(n) 
__________________________________________________ 
Vorname Name bzw. möglichst konkrete Nennung der Zuständigen einer Institution 

 
 
von ihrer/seiner Schweigepflicht nach § 203 StGB und ihrem/seinem besonderen Vertrauensschutz 
nach § 65 SGB VIII. 
 
 
Diese Einwilligung gilt ausschließlich für folgende Sachverhalte: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
Die Weitergabe von Informationen dient folgendem Zweck/folgenden Zwecken: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
Die Einwilligung gilt nur gegenüber folgenden Personen/Institutionen: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
Die Entbindung von der Schweigepflicht gilt wechselseitig:   Ja   Nein 
 
(ggf.) Diese Einwilligung gilt längstens bis: _________________ 
 
Ich/wir wurde(n) ausführlich über die gesetzliche Schweigepflicht sowie den Sinn und Zweck dieser 
Einwilligung aufgeklärt. Ich/wir habe(n) diese Information verstanden. 

 

Ich/wir gebe(n) diese Einwilligung freiwillig ab und wurde(n) darüber informiert, dass ich/wir sie jederzeit 
ohne Angabe von Gründen für die Zukunft widerrufen kann/können. 
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Mir/uns wurde erläutert, dass eine fehlende Zustimmung diese Folgen haben kann: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
______________________ _______________________________________________ 
Ort, Datum Unterschrift(en) der/des Einwilligenden, ggf. der/des Personensorgeberechtigten 

 
 
(ggf.) Einschätzung der Einwilligungsfähigkeit (bei Kindern/Jugendlichen): 
 
Ich habe mich von der Einsichts- und Urteilsfähigkeit von ___________________________ überzeugt. 
 Name, Alter 

Begründung für die Einwilligungsfähigkeit: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
______________________ _______________________________ 
Ort, Datum Unterschrift der/des Mitarbeiter*in 
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6.2 Einwilligung in die Datenverarbeitung mit teaminterner Schweigepflichtsent-

bindung 

Dieses Beispiel bezieht sich auf die Kinder- und Jugendhilfe. Für Sachverhalte in anderen 
Tätigkeitsbereichen ist sie entsprechend anzupassen. 

 

Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung 
zur Datenverarbeitung in [Name der Einrichtung]1 

 
Ich/wir 
__________________________________________________ 
Vorname(n) Name(n), Anschrift 

 
(ggf.) als gesetzliche Vertreter*innen des Kindes/Jugendlichen  
__________________________________________________ 
Vorname Name     Geburtsdatum 

 
bin/sind über die Dokumentationssysteme, die in der [Name der Einrichtung] verwandt werden, sowie 
über die berufliche Schweigepflicht (§ 203 Abs. 1 StGB) der Mitarbeiter/-innen sowie den besonderen 
Schutz anvertrauter Daten (§ 65 SGB VIII) eingehend unterrichtet worden.  
Ich/wir habe(n) die Unterrichtung verstanden. 
 
Die Datenverarbeitung in der [Name der Einrichtung] erfolgt auf der Grundlage von [Rechtsvorschriften]. 
 
Ich/wir willige(n) in die Erhebung von personenbezogenen Daten und in ihre Verarbeitung für die Erfül-
lung der Aufgaben und Zwecke der [Name der Einrichtung] ein.  
 
 
Die Zwecke, zu denen die Datenverarbeitung ausschließlich erfolgt, sind im Einzelnen 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

Verwendung im Rahmen der Intervision/Supervision _______________________________________ 

 
 
 
Ich/wir stimme(n) dem Austausch der personenbezogenen Daten innerhalb der [Name der Ein-
richtung] zu. Zu diesem Zweck befreie(n) ich/wir die Mitarbeiter/-innen der [Name der Einrich-
tung] von ihrer Schweigepflicht und dem besonderen Schutz anvertrauter Daten. 
 
 
Diese Einwilligung umfasst ausdrücklich auch die Erhebung und Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 DSGVO, soweit ihre Verarbeitung für die vorge-
nannten Aufgaben und Zwecke erforderlich ist. 
 
Die Einwilligung erstreckt sich auf eine gegebenenfalls notwendige Verarbeitung von Rahmendaten des 
Unterstützungsprozesses, insbesondere den Beginn, das Ende, den Abbruch und die Fortsetzung, und 
ausdrücklich auch die gegebenenfalls notwendige Übermittlung der personenbezogenen Daten an ei-
nen Kostenträger zur Sicherstellung der Finanzierung der Hilfen im Rahmen der Erforderlichkeit. [hier 
möglichst genauer konkretisieren, z.B. Hilfe zur Erziehung, Jugendamt …] Zudem werden soziale Merk-
male (z.B. Wohnort, Familienstand, Staatsangehörigkeit) zu statistischen Zwecken gespeichert und als 
statistische Sammeldaten anonymisiert den gesetzlichen und vertraglichen Vorschriften entsprechend 
an [statistikführende Stellen] weitergeleitet. 
 

 

 

1 Auf der Grundlage von Musterformularen aus: Pehl/Knödler 2020, S. 201 ff. 
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Soweit der Übermittlung personenbezogener Daten schutzwürdige Interessen von mir/uns [oder meines 
Ehepartners, meiner Kinder] entgegenstehen, stimme(n) ich/wir einer Übermittlung nicht zu. 
 
Für die beabsichtigte Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte, insbesondere an Einzel-
personen, Arbeitgeber, Institutionen, Sozialleistungsträger oder andere Behörden, ist meine/un-
sere Einwilligung eigenständig und gesondert einzuholen. 
 
 
Ich/wir wurde(n) über meine/unsere folgenden Rechte aufgeklärt:  
 
Ich kann/wir können 
- jederzeit Auskunft über die von mir/uns/unserem Kind erhobenen personenbezogenen Daten und 
- die Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten und unter weiteren Voraussetzungen 
- die Einschränkung der Verarbeitung und 
- die Datenübertragbarkeit verlangen. 
 
Ich kann/wir können der Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widersprechen. 
 
 
Ich/wir habe(n) grundsätzlich einen Anspruch auf Löschung der personenbezogenen Daten von 
mir/uns/unserem Kind, insbesondere wenn die personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie 
erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind. 
 
Ich/wir habe(n) das Recht, mich/uns bei der Aufsichtsbehörde wegen eines Verstoßes gegen Daten-
schutzvorschriften zu beschweren. Die zuständige Aufsichtsbehörde ist [Name und Kontaktdaten der 
Aufsichtsbehörde]. 
 
Verantwortlich für die Datenverarbeitung in unserer Einrichtung ist: [Name und Kontaktdaten der/des 
Verantwortlichen, ggf. auch Vertreter_in]. 
 
[Soweit vorhanden auch Information über die/den Datenschutzbeauftragte(n) mit Kontaktdaten.] 
 
 
 

Ich/wir gebe(n) diese Einwilligung freiwillig ab. 

 

Mir/uns wurde erläutert, dass eine fehlende Zustimmung diese Folgen haben kann: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
 
______________________ _______________________________________________ 
Ort, Datum Unterschrift(en) der/des Einwilligenden, ggf. der/des Personensorgeberechtigten 

 
 
(ggf.) Einschätzung der Einwilligungsfähigkeit (bei Kindern/Jugendlichen): 
 
Ich habe mich von der Einsichts- und Urteilsfähigkeit von ___________________________ überzeugt. 
 Name, Alter 

Begründung für die Einwilligungsfähigkeit: 

_________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________ 

 
______________________ _______________________________ 
Ort, Datum Unterschrift der/des Mitarbeiter*in 
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6.3 Übersicht Übermittlung von Sozialdaten in der Kinder- und Jugendhilfe  
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